
Beratungsarten: B = Beschluss, E = empfehlender Beschluss, K = Kenntnis

14. Landschaftsversammlung 2014-2020

 An die Mitglieder 

des Umweltausschusses

Köln, 29.03.2019
Frau Nitsche 
Stabsstelle 30.01

Umweltausschuss

Mittwoch, 10.04.2019, 9:30 Uhr

im Lehrerzimmer des Verwaltungsgebäudes
der LVR-Schule am Königsforst, 
Paffrather Weg 11, 51503 Rösrath

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur 23. Sitzung lade ich herzlich ein.

Falls es Ihnen nicht möglich ist, an der Sitzung teilzunehmen, bitte ich, dies umgehend 
der zuständigen Fraktionsgeschäftsstelle mitzuteilen, damit eine Vertreterin oder ein 
Vertreter rechtzeitig benachrichtigt werden kann.

Hinweis:

Das Parken auf dem Schulgelände, u. a. vor dem Eingang der Verwaltung, ist ab ca. 8:45 
Uhr möglich. Vorher werden die Stellplätze für die Schulbusse benötigt. 
Weitere Parkmöglichkeiten befinden sich ca. 300 m entfernt vor dem Schulzentrum 
Freiherr-vom-Stein-Gymnasium. 

Die Schule ist von Köln mit der Regionalbahn 25, Haltestelle Bahnhof Rösrath, sowie mit 
diversen Buslinien zu erreichen. Bitte beachten Sie, dass der Bahnhof nicht barrierefrei 
ist. Der Fußweg vom Bahnhof bis zur Schule beträgt 1,3 km. 

Die entsprechende Wegbeschreibung vom Bahnhof Rösrath, sowie Angaben zu den 
Buslinien und den Parkplätzen der Schule entnehmen Sie bitte der beigefügten Anlage. 

Vom Parkplatz am Schulzentrum Freiherr-vom-Stein-Gymnasium erreicht man die Schule 
fußläufig wie folgt:
Nach Verlassen des Parkplatzes des Schulzentrums links fußläufig auf die Bensberger 
Straße einbiegen. Der Straße bis zum Paffrather Weg folgen und auf diesen links 
einbiegen. Das Schulgebäude befindet sich auf der linken Seite.

 



Beratungsarten: B = Beschluss, E = empfehlender Beschluss, K = Kenntnis

T a g e s o r d n u n g

Öffentliche Sitzung Beratungsgrundlage

1. Anerkennung der Tagesordnung   

2. Niederschrift über die 22. Sitzung vom 13.02.2019   

3. Vortrag der Schülerinnen und Schüler zum Thema 
„Fairtrade an der LVR-Schule am Königsforst“

  

4. LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention:  
Entwurf Jahresbericht 2018
Berichterstattung:  Frau LVR-Direktorin Lubek

14/3132 K 
wurde in der 
Printversion gesondert 
versandt

5. Bericht Weltklimakonferenz Katowice 2018
Berichterstattung:  Herr LVR-Dezernent Althoff

14/3280 K 

6. Perspektivenwerkstatt 2019 zum Thema „Cradle to 
Cradle®“  
hier: Grobkonzept
Berichterstattung:  Herr LVR-Dezernent Althoff

14/3276 B 

7. Anfragen und Anträge   

8. Mitteilungen der Verwaltung   

9. Verschiedenes   

Nichtöffentliche Sitzung

10. Niederschrift über die 22. Sitzung vom 13.02.2019   

11. Anfragen und Anträge   

12. Mitteilungen der Verwaltung   

13. Verschiedenes   

 
 

Mit freundlichen Grüßen
Der Vorsitzende

F l i ß













TOP 1 Anerkennung der Tagesordnung
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14. Landschaftsversammlung 2014-2020

Niederschrift
über die 22. Sitzung des Umweltausschusses

am 13.02.2019 in Energeticon gGmbH in Alsdorf

- öffentlicher Teil -

Anwesend vom Gremium:

CDU

Bündgens, Willi
Diekmann, Klaus
Isenmann, Walburga
Jülich, Urban-Josef
Krebs, Bernd
Dr.  Leonards-Schippers, Christiane
Schönberger, Frank
Dr.  Schoser, Martin
Dickmann, Bernd für Zimball, Wolfgang

SPD

Berg, Frithjof
Ciesla-Baier, Dietmar
Böll, Thomas für Mahler, Ursula
Nottebohm, Doris
Walter, Karl-Heinz
Wietelmann, Margarete
Wietheger, Karin

Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Emmler, Stephan
Fliß, Rolf Vorsitzender
Zimmermann, Thor-Geir ab 10:45 Uhr

FDP

Pagels, Hans-Joachim
Rauw, Peter

Die Linke.

Basten, Larissa für Santillán, Tomás M.

FREIE WÄHLER

Fehl, Reinhard
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Verwaltung:

Herr Althoff, LR 3
Herr Stölting, FBL 31
Frau Busch, LVR-Stabsstellenleitung 31.01
Frau Heyner, LVR-Stabsstelle 31.01
Frau Eikmeier, LVR-Stabsstelle 31.01
Herr Loth, LVR-Stabsstellenleitung 30.01
Frau Nitsche, LVR-Stabsstelle 30.01/Protokoll
Herr König, Geschäftsführer Energeticon gGmbH
Herr Berlipp, Dipl. Ing. und Projektleiter GrEEN
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T a g e s o r d n u n g 

Öffentliche Sitzung Beratungsgrundlage

1. Anerkennung der Tagesordnung   

2. Niederschrift über die 21. Sitzung vom 30.11.2018   

3. Begrüßung der Ausschussmitglieder durch den 
Geschäftsführer der Energeticon gGmbH, Herrn König   

  

4. Vortrag "Geothermie"  
Herr Dipl. Ing. Heiner Berlipp, Projektleiter GrEEN 

  

5. Hintergrundinformationen zum Energeticon und Projekt 
GrEEN

14/3161 K 

6. Beschlusskontrolle   

7. Anfragen und Anträge   

8. Mitteilungen der Verwaltung   

9. Verschiedenes   

Nichtöffentliche Sitzung

10. Niederschrift über die 21. Sitzung vom 30.11.2018   

11. Beschlusskontrolle   

12. Anfragen und Anträge   

13. Mitteilungen der Verwaltung   

14. Verschiedenes   

Beginn der Sitzung: 10:00 Uhr

Ende öffentlicher Teil: 11:01 Uhr

Ende nichtöffentlicher Teil: 11:02 Uhr

Ende der Sitzung: 11:05 Uhr

Vor Anerkennung der Tagesordnung stellt sich die neue Klimaschutzmanagerin des 
Landschaftsverbandes Rheinland, Frau Eikmeier, dem Ausschuss persönlich vor.
Ebenso begrüßt Herr Fliß, Herrn König, Geschäftsführer Energeticon und Herrn Berlipp, 
Dipl. Ing. und Projektleiter GrEEN. 
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Öffentliche Sitzung

Punkt 1
Anerkennung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird ohne Aussprache anerkannt.

Punkt 2
Niederschrift über die 21. Sitzung vom 30.11.2018

Herr Althoff beantwortet die Fragen aus Punkt 8. der Niederschrift über die 21. Sitzung. 

Bezugnehmend auf die Nachfrage von Herrn Fliß berichtet Herr Althoff über die 
Auswirkungen der Erhöhung der Bundesmittel auf das Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ) 
Rheinland. 
Die jährlichen Mittel des Kinder- und Jugendförderplans des Bundes seien für das FÖJ um 
1,5 Millionen € erhöht worden. Vorrangig solle mit diesem Geld die pädagogische 
Begleitung von FÖJ-Plätzen finanziert und damit eine wichtige Voraussetzung für 
zusätzliche Plätze geschaffen werden. Da das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration NRW für das FÖJ Rheinland keine weiteren Gelder zur Verfügung stelle, 
könnten hier keine zusätzlichen Plätze geschaffen werden. Darüber hinaus würden Gelder 
für Assistenzleistungen vom Bund bereit gestellt und ein Konzept für ein Freiwilligenjahr 
vom Bundesministerium veröffentlicht. 

Herr Althoff teilt auf die Frage von Herrn Bündgens mit, dass die landwirtschaftlichen 
Flächen des Landschaftsverbandes Rheinland durchgehend verpachtet seien. Lediglich bei 
einem Pächterwechsel gäbe es kurze Zeiten in denen die Flächen brachlägen. Im Sinne 
einer ökologischen und damit auch insektenfreundlichen Nutzung der verpachteten 
Flächen sei in § 7 der Pachtverträge regelmäßig folgendes geregelt:

Auszug aus dem Pachtvertrag:
§ 7 „Ordnungsgemäße Erhaltung des Pachtgegenstandes“

(1) Der Pächter hat die Pachtflächen ordnungsgemäß im Sinne einer 
umweltverträglichen und standortgerechten Landwirtschaft zu nutzen und 
insbesondere folgendes zu beachten:

- Alle Pflanzenschutzmaßnahmen müssen sich nach den Richtlinien des integrierten 
oder ökologischen Anbaus richten.

- Hecken, Feld- und Ufergehölze, Baum-, Gehölzgruppen und Einzelbäume sind zu
erhalten und zu pflegen.

- Ackerrandstreifen und –säume dürfen nicht entfernt werden. Der Einsatz von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist auf diesen Flächen zu unterlassen.

- Die Artenvielfalt von Pflanzen und Tieren an Rändern, Rainen, Säumen, Wegen, 
Gräben und auf Grünflächen muss erhalten und weiterentwickelt werden.

Zur Nachfrage von Herrn Zimmermann, inwieweit die Möglichkeit der Verwaltung 
bestehe, auf Garten- und Landschaftsbaubetriebe, die auch als Integrationsbetriebe 
anerkannt seien, einzuwirken, um Pflanzungen insektenfreundlicher zu gestalten, führt 
Herr Althoff aus, dass es keine Eingriffsmöglichkeiten auf die Integrationsbetriebe gäbe. 
Die Förderung beziehe sich nur auf den Arbeitsplatz für Menschen mit Behinderung. 

Die Niederschrift über die 21. Sitzung vom 30.11.2018 wird anerkannt.
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Punkt 3
Begrüßung der Ausschussmitglieder durch den Geschäftsführer der Energeticon 
gGmbH, Herrn König   

Herr König begrüßt die Ausschussmitglieder und stellt kurz die Energeticon gGmbH 
vor. 

Punkt 4
Vortrag "Geothermie" 
Herr Dipl. Ing. Heiner Berlipp, Projektleiter GrEEN 

Herr Berlipp, Dipl. Ing. und Projektleiter GrEEN, veranschaulicht und erläutert anhand 
einer Powerpoint-Präsentation das Projekt GrEEN und die Geothermie. 

Auf die Nachfrage von Herrn Althoff, welche Stromart für die Wärmegewinnung benötigt 
werde, berichtet Herr König, dass einige Gebäude bereits mit einer Photovoltaik-Anlage 
ausgerüstet seien. Es sei zurzeit geplant, weitere Anlagen auf den Dächern zu 
installieren, auch über Brennstoffzellen werde nachgedacht.

Herr Emmler fragt, wann mit aussagekräftigen Ergebnissen des Forschungsprojektes zu 
rechnen sei und ob die Möglichkeit der Übertragung auf andere Regionen, z. B. das 
Ruhrgebiet, gegeben sei. Zusätzlich erkundigt er sich, ob ein Austausch mit den 
Niederlanden bestehe.
Herr Berlipp antwortet, dass im Rahmen des Probebetriebes ein monatlicher 
Auswertungsbericht erstellt werde. Bis zur Fachtagung am 04.04.2019 würden sechs 
Berichte vorliegen, aus denen man die Ergiebigkeit ableiten könne.
Die Niederlande würden mit einem anderen Verfahren arbeiten. Ein Austausch mit den 
Niederlanden finde unter anderem an der o. g. Fachtagung statt. Dort werde dann auch 
die Version des niederländischen Projektes vorgestellt.  

Herr Pagels bittet um Beantwortung der Frage, ob der heiße Sommer letztes Jahr, der 
zur Absenkung des Grundwassers geführt habe, Auswirkungen auf die Arbeit des 
Projektes habe.  
Herr Berlipp erläutert, dass es keine Auswirkungen gebe. Im Rahmen der sogenannten 
Ewigkeitslasten des Steinkohlebergbaus werde der Grundwasserspiegel dauerhaft durch 
Pumpen gesteuert. 

Herr Diekmann erkundigt sich nach dem Kosten- und Nutzenverhältnis im Vergleich zur 
jetzigen Energiegewinnung.
Herr König erklärt, dass durch Photovoltaik Energie gewonnen werde. Es werde 1 kW 
Strom eingesetzt, dafür würden 3 kW erzeugt und somit durch die Einsparung von Gas 
ein monetärer Vorteil erzielt. Jedoch müsse Strom eingesetzt werden und es sei nötig, 
Strom in Zukunft vollständig selbst zu produzieren. Neben der Photovoltaik-Anlage müsse 
auch tageslichtunabhängige Energie erzeugt werden.

Herr Emmler fragt, ob die Qualität des Wassers bezogen auf die Regionen eine Rolle 
spiele.
Herr Berlipp teilt mit, dass bei der Wärmeleitfähigkeit in den einzelnen Schächten auch 
die Wasserqualität berücksichtigt werden müsse. 

Der Vortrag und ein Flyer zur Fachtagung am 04.04.2019 sind dieser Niederschrift als 
Anlage 1 und Anlage 2 beigefügt.
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Punkt 5
Hintergrundinformationen zum Energeticon und Projekt GrEEN
Vorlage 14/3161

Die Hintergrundinformationen zum Energeticon und Projekt GrEEN werden gemäß Vorlage-
Nr. 14/3161 zur Kenntnis genommen.

Punkt 6
Beschlusskontrolle

Es gibt keine Wortbeiträge.

Punkt 7
Anfragen und Anträge

Herr Emmler fragt die Verwaltung, wie der LVR zur Problematik "Plastik im Ozean" 
stehe und welche Ideen der LVR zur Plastikvermeidung und -reduzierung habe. 
Herr Emmler und Herr Zimmermann stellen eine Frage nach CO²-
Vermeidungsstrategien beim LVR und hier insbesondere nach der Vermeidung von 
Dienstreisen mit dem Flugzeug, sowie nach dem Umgang des LVR mit der CO²-
Kompensation.
 
Frau Heyner erläutert zur CO²-Kompensation von Flugreisen, dass es zurzeit noch keine 
lückenlose Aufstellung über die Dienstreisen mit dem Flugzeug beim LVR gebe. Erst wenn 
diese vorläge, könne geklärt werden, in welcher Höhe und mit welcher Gesellschaft bzw. 
für welche Projekte eine CO²-Kompensation erfolgen werde.

Zur Vermeidung der Dienstreisen mit dem Flugzeug gebe es im LVR schon einige 
Konzepte, z. B. Videokonferenzen und Zusammenarbeitsplattformen wie Teamnet oder 
Gira, welches eine Zusammenarbeit dienststellenübergreifend möglich mache.

Zum Thema "Plastik- und Müllvermeidung" würden in den nächsten Monaten Maßnahmen 
zur Sensibilisierung der Mitarbeitenden durchgeführt. Ein Konzept zur Abfallvermeidung 
mit dem Schwerpunkt Plastik solle durch Fachleute erstellt werden.
Herr Althoff ergänzt, dass die Problematik der Abfallvermeidung auch im Rahmen der 
EMAS-Revalidierung erörtert würde. Die Verwaltung denke über die Implementierung 
eines/r Abfallbeauftragten in der Zentralverwaltung nach.

Punkt 8
Mitteilungen der Verwaltung

Es gibt keine Wortbeiträge.
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Punkt 9
Verschiedenes

Es gibt keine Wortbeiträge.

Essen, den 07.03.2019  

Der Vorsitzende 

F l i ß

Köln, den 21.02.2019 

Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland 
In Vertretung 

A l t h o f f



Herzlich Willkommen im ENERGETICON!



Thermische Nutzung von Grubenwasser aus einem 
tiefen Schacht des Aachener Steinkohlenreviers -

Konzeption, Realisierung und Betriebserfahrungen

Thermische Nutzung von Grubenwasser aus einem 
tiefen Schacht des Aachener Steinkohlenreviers -

Konzeption, Realisierung und Betriebserfahrungen

Umweltausschuss des LVR 
Vorstellung des GrEEn Projekts

13. Februar 2019 im ENERGETICON

T. Mathews, 

Energeticon,
Alsdorf

Sachverständigenbüro Dr. Mathews GmbH,
Aachen

Ingenieurbüro Heitfeld-Schetelig GmbH,
Aachen

M. Heitfeld,

P. Rosner,

Th. König

H. Berlipp



3Umweltausschuss des LVR am 13. Februar 2019 im ENERGETICON, Alsdorf 3

Gliederung des Vortrages

1. Geologisch-tektonische Verhältnisse im Aachener Steinkohlenrevier

2. Bestandsaufnahme Eduard-Schacht

3. Konzeption Erdwärmegewinnung

4. Konzeption Herstellung Schachtzugang

5. Einbau Erdwärmesonde

6. Zusammenfassung
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Übersichtslageplan
Aachener und Südlimburger Revier
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Grubenwasseranstieg östliche Wasserprovinz
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Aktuelle Situation am Eduard-Schacht
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Schemaskizze Steinkohlenbergwerk - Sonden-System
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Schemaskizze Steinkohlenbergwerk - Dubletten-System
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Bestandsaufnahme Eduard-Schacht
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Eduard-Schacht,
Gitterrost unterhalb der Bühne

Quelle: EBV GmbH
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Ergebnisse der Aufwältigungsarbeiten (2016)
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Ergebnisse der Aufwältigungsarbeiten (2016)
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Konzeption Bohrung

- Zugang zum Schacht für die Erdwärmesonde über die 

Entgasungsleitung nicht möglich

- Herstellung neuer Bohrung durch die kohäsive Füllsäule

- Bohransatzpunkt auf Schachtmittelpunkt

- Bohr- und Verrohrungsschema 

Tiefe Bohrung Rohr Bemerkung

von [m] bis [m] [mm] [mm]

0 2 508 406 Standrohr

2 151 375 298 Lufthebeverfahren bis OK-Bühne

151 153 357 298
Fräsarbeiten zum Durchbohren

der Bühnen

0 ca. 175 - 298 bis ca. 5 m unter Standwasserniveau
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Bohrplatz Eduard-Schacht
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Aufbau Bühne (153 m-Sohle)
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Bohrhindernis in der Beton-Füllsäule (Eisen in ca. 1,7 m Tiefe)
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Bohrhindernis in der Beton-Füllsäule (Eisen in ca. 2,0 m Tiefe)
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Ergebnisse Bohrarbeiten
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Ausbau der Bohrung und Ringraumabdichtung

Ausbau der Bohrung

0 - 153 m Bohrung Ø 375 mm

0 - 173,5 m Stahl-Rohrtour Ø 298 mm

Ringraumabdichtung

0 - 152 m Abschnittsweise Zementation (CEM II/A bzw. CEM III/B)

152 - 153 m Zementationsschirm mit Sandauflage
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Projektstand

08.01. bis Bohrarbeiten
21.02.2018

27.02.2018  Einbau Stahlverrohrung (Ø 300 mm)
Teufe 173,5 m u GOK

28.02. bis Zementation Stahlverrohrung mit Zementationsschirm
06.03.2018 und Zementationsleitungen

keine weiteren Zusatzmaßnahmen im Hinblick auf
Ausgasung erforderlich

08.03.2018 Kamerabefahrung
- Stahlseile in 605 m Teufe
- Endteufe ca. 875 m u GOK

Ab 27.03.2018 Einbau der Erdwärmesonde
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Konzeption Einbau Erdwärmesonde

- Einbau der luftgefüllten Sonde nicht möglich

Auftriebskräfte zu hoch

- Einbau der vollständig wassergefüllten Sonde nicht möglich

Bremskräfte nicht ausreichend

Einbau der Sonde mit Ausgleich zwischen innen- und 

außenliegendem Wasserspiegel (Rückschlagventil)

Quelle: Daldrup & Söhne AG
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Erdwärmesonde

- Sondentyp: DA75 Doppel-U-Rohrsonde

- Länge: 860 m

- Gewicht: 5.200 kg (leer)

15.000 kg (gefüllt)

- Abstandshalter: je 5 m

- Verpressung: Stüwa Press F10,

bis 150 m Teufe

- T-Messung: Glasfaser-Kabel

- Volumenstrom: 12,9 m³/h
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Thermal Response Test - Phase II
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Bemessung der Sonde

Heizleistung: 100 kW

Heizarbeit: 200 MWh/a

Δ T: 5 Kelvin

Fluid: 3,398 kg/s = 12,9 m³/h gesamt

Minim. RT: 3°C

Druckverlust: 1,33 bar pro Kreis
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Erdwärmesonde
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Schemaskizze Geothermische Nutzung

Quelle: Ingenieurbüro INCO
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Zusammenfassung

- Mit Grubenwasser erfüllte Schächte bieten Vorteile für eine

geothermische Nutzung (Temperaturniveau, Grubenwasserströmung,

Wärmenachschub aus offenen Grubenbauen etc.)

- Bohrungen durch eine kohäsive Füllsäule sind kostenintensiv

und können mit Überraschungen verbunden sein (Förderung durch

progres.nrw und innogy SE)

- Der Einbau der Erdwärmesonde in einem offenen Schacht ist 

technisch anspruchsvoll

- Grubenwassergeothermie kann einen Beitrag zur Grundlastver-

sorgung liefern (keine Spitzenlast)

- Die Nutzung von Grubenwassergeothermie sollte bei Stilllegungs-

maßnahmen bereits frühzeitig berücksichtigt werden



https://www.eventbrite.com/e/gewinnung-von-erdwarme-tickets-56171955832?aff=GrEEN


TOP 3 Vortrag der Schülerinnen und Schüler zum Thema „Fairtrade an 
der LVR-Schule am Königsforst“



Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland

Vorlage-Nr. 14/3132

öffentlich

Datum: 13.03.2019

Dienststelle: OE 0

Bearbeitung: Herr Woltmann/Frau Henkel

Schulausschuss 
Sozialausschuss 
Umweltausschuss 
Kulturausschuss 
Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Personal und 
allgemeine Verwaltung 
Ausschuss für Inklusion 
Landschaftsausschuss 
Krankenhausausschuss 3 
Krankenhausausschuss 2 
Krankenhausausschuss 4 
Krankenhausausschuss 1 
Gesundheitsausschuss 
Betriebsausschuss LVR-
Jugendhilfe Rheinland 
Bau- und Vergabeausschuss 
Ausschuss für den LVR-
Verbund Heilpädagogischer 
Hilfen 
Landesjugendhilfeausschuss
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05.06.2019 
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13.06.2019 

17.06.2019 
18.06.2019 

19.06.2019

Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 

Kenntnis 

Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 
Kenntnis 

Kenntnis 
Kenntnis 

Kenntnis

Tagesordnungspunkt:

LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention:  
Entwurf Jahresbericht 2018



Kenntnisnahme:

Der Entwurf des Jahresberichtes 2018 zum LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention wird gemäß Vorlage-Nr. 14/3132 zur Kenntnis genommen.  

Nach Beratung in allen Fachausschüssen im LVR ist abschließend eine Beschlussfassung 
durch den Ausschuss für Inklusion mit seinem Beirat für Inklusion und Menschenrechte in 
der Sitzung am 04.07.2019 geplant. Anschließend wird der Bericht für das Berichtsjahr 
2018 in einer Broschüre veröffentlicht. Der Bericht wird am 06.12.2019 wieder im 
Rahmen einer Fachveranstaltung „LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte“ mit 
Vertretungen der Menschen mit Behinderungen und anderen zivilgesellschaftlichen 
Akteuren diskutiert.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

ja

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. ja

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k
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Worum geht es hier? 
 
In leichter Sprache: 

 

Menschen mit Behinderungen haben alle Menschen-Rechte. 

Der LVR hat dafür im Jahr 2014 einen Aktions-Plan gemacht. 

 

In dem Aktions-Plan erklärt der LVR: 

So wollen wir die Rechte beachten und fördern. 

 

Aktion heißt: Etwas tun! 

Jetzt berichtet der LVR, was er im Jahr 2018 

für die Rechte von Menschen mit Behinderungen  

getan hat. 

 

Darüber wollen wir reden: 

Waren die Aktionen im Jahr 2018 richtig?  

Und: Was ist für die nächsten Jahre wichtig? 

 

Am 6. Dezember 2019 macht der LVR  

auch eine Veranstaltung dazu  

gemeinsam mit Menschen mit Behinderungen  

und Menschen ohne Behinderungen. 

 

Haben Sie Fragen zu diesem Text?  

Dann können Sie beim LVR in Köln anrufen: 

0221-809-2202 

 

Viele Informationen zum LVR in leichter Sprache  

finden Sie hier: www.leichtesprache.lvr.de 
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Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verständlichkeit der Vorlage insbe-
sondere für Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen für die 
Grundsätze der Zugänglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und Kommu-
nikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.  
 
Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion 
und Menschenrechte (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern weitere Informa-
tionen. Bilder: © Reinhild Kassing. 
 
 
Zusammenfassung: 
 

 
Gemäß Vorlage-Nr. 13/3448 wurde die Verwaltung damit beauftragt, ein jährliches Be-
richtswesen zum LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
zu entwickeln. 
 
In der Anlage zu Vorlage-Nr. 14/3132 wird der Entwurf des Berichtes für das Berichtsjahr 
2018 zur Kenntnis gegeben. Er dokumentiert zentrale Aktivitäten zur Umsetzung der 12 
Zielrichtungen des LVR-Aktionsplans im Berichtsjahr 2018.  
 
Der Bericht will und kann keinen Anspruch auf vollständige Dokumentation aller Aktivitä-
ten erheben, die „irgendeinen“ Beitrag zur Umsetzung der BRK leisten. Vielmehr wirft der 
Bericht Schlaglichter auf besondere Aktivitäten und stellt diese einer kritischen Wür-
digung durch Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft bereit. 
 
Nach Beratung in allen Fachausschüssen im LVR ist abschließend eine Beschlussfassung 
durch den Ausschuss für Inklusion mit seinem Beirat für Inklusion und Menschenrechte in 
der Sitzung am 04.07.2019 geplant. Anschließend wird der Bericht für das Berichtsjahr 
2018 in einer Broschüre veröffentlicht.  
 
Der Bericht wird erneut im Rahmen einer Fachveranstaltung „LVR-Dialog Inklusion und 
Menschenrechte“ am 06.12.2019 mit Verbänden der Menschen mit Behinderungen disku-
tiert. 
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Begründung der Vorlage-Nr. 14/3132: 
 
LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention:  
Entwurf Jahresbericht 2018 
 
1. Politischer Auftrag und Sachstand 
 
Im Zuge des Beschlusses des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK durch den Land-
schaftsausschuss wurde die Verwaltung gemäß Vorlage-Nr. 13/3448 damit beauftragt, 
ein jährliches Berichtswesen zur Dokumentation und Überprüfung des weiteren Verfah-
rens zu entwickeln, das den Grundsatz der Partizipation beachtet.  
 
In der Anlage zu Vorlage-Nr. 14/3132 wird der Entwurf des Berichtes für das Berichtsjahr 
2018 zur Kenntnis gegeben.  
 
Der Bericht ist ein Instrument zur Überwachung der Umsetzung der BRK im LVR 
und soll 
 

 zentrale Maßnahmen und Aktivitäten beschreiben, die der LVR zur Erreichung sei-
ner 12 Zielrichtungen aus dem LVR-Aktionsplan ergriffen hat, sowie 
 

 Entwicklungen in der Verfolgung der 12 im Aktionsplan definierten Zielrichtungen 
sichtbar und bewertbar machen. 
 

Dabei kann die Bewertung dieser Entwicklungen nur im konstruktiven Dialog zwischen 
Verwaltung, Politik und den Selbstvertretungsorganisationen der Menschen mit Behinde-
rungen stattfinden. Hierzu soll der Bericht Anlass und Arbeitsgrundlage sein. Fragen in 
diesem Bewertungsprozess könnten sein,  
 

 ob zur Verfolgung der Zielrichtung geeignete Maßnahmen ergriffen wurden, 
 

 ob mit den Aktivitäten die richtigen Schwerpunkte gesetzt wurden oder  
 

 ob besonders dringende Herausforderungen und Problemanzeigen, auf die zum 
Beispiel in den Anschließenden Bemerkungen des UN-Fachausschusses hingewie-
sen wurde, adressiert wurden. 

 
2. Methodisches Vorgehen bei der Berichterstellung 
 
Vor dem Hintergrund der Ziele des Berichtes und der eingesetzten Steuerungsinstrumen-
te zur Umsetzung des LVR-Aktionsplans wurden für den Berichtsentwurf mehrere Infor-
mationsquellen ausgewertet und unterschiedliche methodische Herangehensweisen ge-
wählt: 
 

 Die in der LVR-Zielvereinbarungsdatenbank vorliegenden Informationen zu den 
vereinbarten strategischen Zielen zwischen der LVR-Direktorin und den Dezernen-
tinnen und Dezernenten, den Maßnahmen zur Zielerreichung und den Zuordnun-
gen zum LVR-Aktionsplan wurden ausgewertet und mit den Steuerungsunterstüt-
zungen der Dezernate reflektiert. 
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 Vorliegende Tätigkeits- und Jahresberichte aus den Dezernaten wurden danach 

gesichtet, ob hier über Aktivitäten berichtet wird, die einen direkten oder indirek-
ten Beitrag zu den Zielrichtungen des LVR-Aktionsplans erkennen lassen.  
 

 Es wurden alle Vorlagen gesichtet, die im Berichtsjahr 2018 im Ausschuss für In-
klusion und seinem Beirat für Inklusion und Menschenrechte behandelt wurden.  
 

 Es wurden die LVR-Pressemeldungen im Berichtsjahr auf Aktivitäten gesichtet, die 
direkt oder indirekt einen Beitrag zu den Zielrichtungen des LVR-Aktionsplans dar-
stellen. 
 

 Es wurden einschlägige Newsletter des LVR ausgewertet (LVR-Newsletter Soziales 
und Integration, LVR-Newsletter Kultur). 

 
Die Gliederung des Berichts folgt wieder den 12 Zielrichtungen des Aktionsplans. Da die 
einzelnen Zielrichtungen nicht trennscharf sind, wurden die berichteten Aktivitäten in 
diesem Bericht jeweils einer – besonders deutlich sichtbaren – Zielrichtung zugeordnet.  
 
3. Weiteres Vorgehen 
 
Wie in den Vorjahren wird der Entwurf des Berichtes für das Berichtsjahr 2018 allen 
Fachausschüssen im LVR zur Kenntnis gebracht. Abschließend ist eine Beschlussfassung 
durch den Ausschuss für Inklusion mit seinem Beirat für Inklusion und Menschenrechte in 
der Sitzung am 04.07.2019 geplant.  
 
Der beschlossene Bericht wird erneut als Hauptkapitel einer Broschüre veröffentlicht (Ti-
tel „Gemeinsam in Vielfalt 2019“). In einem einführenden Teil werden darin wieder der 
LVR-Aktionsplan und der damit verbundene „Mainstreaming-Ansatz“ im LVR erläutert. 
Zudem wird in einem eigenen Kapitel der 2. LVR-Dialog Inklusion und Menschen-
rechte dokumentiert, der am 6. Dezember 2018 stattgefunden hat. 
 
Der Bericht bzw. die neue Broschüre wird im Rahmen des „3. LVR-Dialog Inklusion 
und Menschenrechte“ am 06.12.2019 in Köln vorgestellt und diskutiert. 
 
 
L u b e k 
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Einleitung 

 
Im Folgenden werden zentrale Maßnahmen und Aktivitäten des Landschaftsverbandes 
Rheinland (LVR) im Jahr 2018 berichtet, die direkt oder indirekt auf Zielrichtungen des 
LVR-Aktionsplans „Gemeinsam in Vielfalt“ und auf diese Weise einen Beitrag zur Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) im LVR leisten. 

Mehrjährige Aktivitäten, die bereits in den Berichten für die Jahre 2015, 2016 und/oder 
2017 enthalten waren, wurden nur dann aufgegriffen, wenn wiederum ein konkreter An-
lass dafür im aktuellen Berichtsjahr vorlag.  
 
Der Jahresbericht folgt in seiner Gliederung den 12 Zielrichtungen des LVR-Aktionsplans 
„Gemeinsam in Vielfalt“. 

 

Schlagwortverzeichnis nach Handlungsfeldern 
 
Das nachfolgende Verzeichnis weist die sieben Handlungsfelder aus, in denen der LVR 
aktiv ist. Es ist angegeben, auf welche Aktivitäten im Jahresbericht sich auf die jeweiligen 
Handlungsfelder beziehen. Einige Aktivitäten berühren mehrere Handlungsfelder. 

Handlungsfeld Aktivitäten 

1. Arbeit und Beschäftigung Z1.4, Z2.3, Z2.43, Z2.109, Z9.17, Z12.7 

2. Bewusstseinsbildung 
Z2.1, Z9.2, Z9.4, Z9.5, Z9.6, Z9.7, Z9.8, Z9.9, 
Z.9.10, Z9.13, Z9.14, Z9.15, Z9.17, Z11.1, 
Z11.2, Z11.3 

3. Bildung und Erziehung Z1.5, Z1.6, Z2.2, Z2.76, Z4.3, Z9.16, Z10.1, 
Z10.2, Z12.4 

4. Kultur und Freizeit Z4.1, Z6.1 

5. Psychiatrie und Gesundheit Z1.7, Z2.65, Z2.87, Z2.98, Z4.6, Z.9.10, Z9.12 

6. Verwaltung und Organisation 
Z1.1, Z1.2, Z1.3, Z2.109, Z6.2, Z7.1, Z8.1, Z8.2, 
Z9.1, Z9.3, Z9.11, Z12.1, Z12.2, Z12.3, Z12.4, 
Z12.5, Z12.6, Z12.8, Z12.9, Z12.10 

7. Wohnen und Sozialraum Z2.54, Z3.1, Z4.2, Z4.4, Z4.5, Z5.1, Z5.2, Z11.4, 
Z12.5 
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ZIELRICHTUNG 1 
Die Partizipation von Menschen mit Behinderungen im LVR ausgestalten 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Partizipation im Sinne von Zielrichtung 1 des LVR-Aktionsplans meint die Mitsprache bzw. 
Mitbestimmung von Menschen mit Behinderungen und ihren Organisationen in öffentli-
chen Angelegenheiten, die die Gruppe der Menschen mit Behinderungen betreffen. 
 
Der LVR hat sich in seinem Aktionsplan zum Ziel gesetzt, Menschen mit Behinderungen 
über ihre Organisationen gemäß Artikel 4, Absatz 3 BRK bei der Ausarbeitung und Um-
setzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Durchführung dieses 
Übereinkommens eng zu konsultieren und aktiv einzubeziehen.  
 
Partizipation soll ein selbstverständlicher Bestandteil der Arbeit des LVR in Politik und 
Verwaltung sein und werden. Sie ist kein Selbstzweck, sondern dient der Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderungen und ist ein zielführendes Mittel, um die Qualität von 
Ergebnissen zu verbessern.  
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Überblick: 
 
Z1.1 Politische Partizipation im LVR 
Z1.2 Zweiter LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte 
Z1.3 Partizipation in der LVR-Verwaltung 
Z1.4 Austausch mit Werkstatträten und Frauenbeauftragten 
Z1.5 Austausch mit Schulpflegschaften der LVR-Förderschulen 
Z1.6 Projekt „Gehört werden“ 
Z1.7 Genesungsbegleitung 

Z1.1 Politische Partizipation im LVR 

In der politischen Vertretung wurde mit dem Ausschuss für Inklusion mit seinem bera-
tenden Beirat für Inklusion und Menschenrechte bereits 2015 ein Verfahren zur Par-
tizipation in öffentlichen Angelegenheiten des LVR fest institutionalisiert.  
 
2018 wurden insgesamt sieben Sitzungen abgehalten, darunter vier gemeinsame Sitzun-
gen von Ausschuss und Beirat. Sitzungstermine waren: 
 
08.03.2018 16. Sitzung des Ausschusses für Inklusion und 17. Sitzung des Beirates 

für Inklusion und Menschenrechte (gemeinsame Sitzung) 

26.04.2018 17. Sitzung des Ausschusses für Inklusion und 18. Sitzung des Beirates 
für Inklusion und Menschenrechte (gemeinsame Sitzung) 

11.06.2018 19. Sitzung des Beirates für Inklusion und Menschenrechte 

05.07.2018 18. Sitzung des Ausschusses für Inklusion und 20. Sitzung des Beirates 
für Inklusion und Menschenrechte (gemeinsame Sitzung) 

20.09.2018 19. Sitzung des Ausschusses für Inklusion und 21. Sitzung des Beirates 
für Inklusion und Menschenrechte (gemeinsame Sitzung) 

05.11.2018 22. Sitzung des Beirates für Inklusion und Menschenrechte 

06.12.2018 20. Sitzung des Ausschusses für Inklusion 
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Z1.2 Zweiter LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte 

Bereits zum zweiten Mal fand am 6. Dezember 2018 der partizipative LVR-Dialog Inklusi-
on und Menschenrechte statt. Über die Veranstaltung und ihre Ergebnisse wird ausführ-
lich in einem eigenen Kapitel in der Broschüre zu diesem Jahresbericht berichtet. Der 
LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte findet seit 2017 jährlich statt.  

Z1.3 Partizipation in der LVR-Verwaltung 

Anders als in der politischen Vertretung gibt es in der Verwaltung kein institutionalisiertes 
Verfahren für Partizipationsprozesse von Menschen mit Behinderungen und ihren Organi-
sationen. Stattdessen setzen die Dezernate bei Bedarf solche Prozesse in eigener Zu-
ständigkeit um. Gängige Beteiligungsformate sind dabei Information, Befragung und die 
Einrichtung eines (Beratungs-)Gremiums. Für Gremien mit rheinlandweiter Bedeutung 
wurde im Berichtsjahr 2018 eine einheitliche Erstattungsregel für die Fahrtkosten verein-
bart.  
 
Aktuell sind in zwei Fachdezernaten solche Gremien mit rheinlandweiter Bedeutung im-
plementiert, die aktuell zweimal pro Jahr tagen: 
 

 Verbändegespräch Selbsthilfe des Dezernates Soziales (letzte Sitzung am 
11. Dezember 2018) 

 Verbändegespräch des Dezernates Schulen, Inklusionsamt, Soziale Ent-
schädigung (letzte Sitzung am 12. Dezember 2018) 

Die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte hat 2018 eine Liste mit „Häufig gestellten 
Fragen“ sowie ein internes „Manual zur Partizipation in öffentlichen Angelegenhei-
ten in der Verwaltung“ erstellt. Beides soll in der Verwaltung die Umsetzung von Parti-
zipationsprozessen unterstützen. 

Z1.4 Austausch mit Werkstatträten und Frauenbeauftragten 

Das Dezernat Soziales pflegt einen regelmäßigen Austausch mit den Interessenvertre-
tungen der Beschäftigten in den Werkstätten für behinderte Menschen (vgl. Maßnahme 
1.6 im Jahresbericht „Gemeinsam in Vielfalt 2017“).  
 
Am 30. August 2018 kamen die gewählten Vertreterinnen und Vertreter der Beschäftig-
ten mit Behinderungen sowie die Frauenbeauftragten der 43 rheinischen Werkstätten 
erneut zum LVR nach Köln. Auf der Tagesordnung standen Informationen zu den Ände-
rungen der Werkstatt-Mitwirkungs-Verordnung (WMVO), die Stärkung der Frauenbeauf-
tragten sowie Diskussionen über die aktuellen Entwicklungen zum Bundesteilhabegesetz 
(BTHG). 
 

 Mehr erfahren: Zur digitalen Veranstaltungsdokumentation 

Z1.5 Austausch mit Schulpflegschaften der LVR-Förderschulen 

Am 19. November 2018 hat das Dezernat Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschädigung 
die Eltern-Selbstvertretungen aus den LVR-Förderschulen zu einem Austausch eingela-
den. Die Eltern vertreten als Vorsitzende der jeweiligen Schulpflegschaft die Interessen 
der Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen als Mitwirkungsorgan sowohl in der 
Schulgemeinschaft als auch nach außen. Beim Austausch zwischen den Schulpflegs-
chaftsvorsitzenden und ihren Vertretungen mit dem LVR als Schulträger wurden sehr 
unterschiedliche Themen und Anfragen angeregt diskutiert und auch Erfahrungen zwi-
schen den Eltern aus verschiedenen Schulen ausgetauscht. Der Dialog zwischen dem LVR 
als Schulträger und den Elternvertretungen wird zukünftig regelmäßig stattfinden.
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Z1.6 Projekt „Gehört werden“ 

In NRW leben etwa 35.000 Kinder und Jugendliche in rund 830 Einrichtungen der statio-
nären Erziehungshilfe. Innerhalb dieser Gruppe gibt es auch Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen, zum Beispiel Kinder oder Jugendliche mit einer seelischen Behinderung, 
die Anspruch auf Leistungen nach § 35a SGB VIII haben oder Kinder oder Jugendliche, 
die mit Hilfen zur Erziehung unterstützt werden, aber zusätzlich eine körperliche, geistige 
oder seelische Behinderung haben. 
 
Gut 90 dieser jungen Menschen aus den stationären Einrichtungen der Hilfen zur Erzie-
hung haben sich im März 2018 in Duisburg gemeinsam mit Fachkräften aus ihren Einrich-
tungen und weiteren Fachleuten zu den Themen Kinderrechte und Beteiligung ausge-
tauscht. 
 
In Workshops formulierten die Teilnehmenden ihre Wünsche nach mehr Partizipation. So 
forderten sie unter anderem freien WLAN-Zugang und mehr Mitbestimmung bei der Es-
senswahl in ihren Einrichtungen. Außerdem wünschen sich die Kinder und Jugendlichen 
mehr Privatsphäre und einen respektvollen Umgang. Die sogenannte 75 Prozent-
Regelung, nach der die Jugendämter große Teile ihrer Ausbildungsvergütung einbehalten 
dürfen, kritisierten sie und forderten die Abschaffung. 
 
Bereits im Sommer 2015 hatten sich junge Menschen aus der stationären Jugendhilfe für 
die Entwicklung landesweiter Beteiligungsstrukturen in NRW ausgesprochen. Die Umset-
zung dieser Forderung ist das Ziel des dreijährigen Projekts „Gehört werden!“. Es wird 
von beiden Landesjugendämtern der Landschaftsverbände organisiert und durch das 
NRW-Jugendministerium gefördert. Kinder und Jugendliche sollen bei der Gestaltung die-
ser neuen Beteiligungsform mit ihren Wünschen und Interessen von Anfang an ernst ge-
nommen und einbezogen werden. Im Rahmen des Projekts werden sie bei der Entwick-
lung eigener Ideen und bei deren Umsetzung von zwei Mitarbeiterinnen der beiden Lan-
desjugendämter unterstützt und begleitet (vgl. Aktivität Z1.4. im Jahresbericht „Ge-
meinam in Vielfalt 2017“, dort noch unter dem Titel „Landesheimrat Kinder- und Jugend-
hilfe). 
 

 Mehr erfahren: www.gehoert-werden.de 

Z1.7 Genesungsbegleitung  

Am 1. April 2016 startete beim LVR ein Projekt zur Genesungsbegleitung in den LVR-
Kliniken. Alle neun LVR-Kliniken sind am Projekt beteiligt. Zum 31. Dezember 2018 wa-
ren insgesamt 16 Genesungsbegleiterinnen und -begleiter in den LVR-Kliniken mit eige-
nen sowie gemeinsam mit den professionellen Fachkräften durchgeführten Angeboten in 
einem Gesamtumfang von rund 236 Stunden pro Woche tätig. Sie werden in nahezu al-
len Fachabteilungen der LVR-Kliniken eingesetzt: Allgemeine Psychiatrie, Abhängigkeits-
erkrankungen, Gerontopsychiatrie, Forensische Psychiatrie und Soziale Rehabilitation. Die 
Angebote umfassen im Wesentlichen offene Beratungsangebote und Sprechstunden (sta-
tionsbezogen, stationsübergreifend), Recovery- und Salutogenese-Gruppen und Psycho-
edukationsgruppen. 
 
Zur Unterstützung ihrer Angebots- und Rollenentwicklung findet vier Mal jährlich eine 
extern moderierte Supervision (Reflexionsgruppe) statt. Die Projektleitung in der Ver-
bundzentrale hat sich seit Mai 2018 durch die regelmäßige Hinzuziehung einer externen 
EX-IN-Expertin für Menschen mit Psychiatrieerfahrung verstärkt.  
 
Am 1. Oktober 2018 fand der erste Projekttag im LVR-Klinikverbund statt, auf dem in 
mehreren Workshops Genesungsbegleiterinnen und -begleiter sowie ihre professionellen 
Fachkolleginnen und -kollegen Erfahrungen in der Praxis austauschten und Hinweise für 
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die weitere Entwicklung des Verbundprojektes ableiteten. Zugleich hat das LVR-Institut 
für Versorgungsforschung (IVF) in Zusammenarbeit mit der Projektleitung eine Befra-
gung der Teilnehmenden zu den jeweils unterschiedlichen Wahrnehmungen und Bewer-
tungen aus den ersten beiden Jahre gemeinsamer Praxis entwickelt, durchgeführt und 
ausgewertet. Das IVF hat den Ergebnisbericht im Januar 2019 vorgelegt.   
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ZIELRICHTUNG 2 
Die Personenzentrierung im LVR weiterentwickeln 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Personenzentrierung bedeutet, stets den einzelnen Menschen als Träger von Rechten mit 
seinen individuellen Unterstützungsbedarfen in den Mittelpunkt des Handelns zu stellen. 
Zudem geht es darum, den menschenrechtlichen Grundsatz der Selbstbestimmung best-
möglich zu achten. Das bedeutet vor allem, die Mitsprache der Menschen mit Behinde-
rungen bei Entscheidungen zu gewährleisten, die persönliche Angelegenheiten, d.h. ihr 
eigenes Leben berühren. 
 
Ein personenzentriertes Vorgehen zeichnet sich auch dadurch aus, dass konsequent die 
Vielfalt der Menschen mit Behinderungen (z.B. hinsichtlich der individuellen Art der Be-
einträchtigung, Herkunft, Alter, geschlechtlicher Identität, sexueller Orientierung, Religi-
on und Weltanschauung) berücksichtigt wird. 
 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Überblick: 
 
Z2.1 Empowerment-Workshops zum Thema Rechtliche Betreuung 
Z2.2 Verlängerung der LVR-Inklusionspauschale 
Z2.3 Neue Zielvereinbarung mit den rheinischen Werkstätten für behinderte Menschen 
Z2.4 Fachtagung „Robotik – Chancen der Teilhabe“ 
Z2.5 Fachtagung „I have a dream“: Der Traum von einer inklusiven Gesellschaft 
Z2.6 Forensische Fachtagung 
Z2.7 Erweitertes Bildungsangebot am Rheinisch-Westfälischen Berufskolleg Essen 
Z2.8 Reduzierung von freiheitsentziehenden und freiheitsbeschränkenden Maßnahmen in 

der psychiatrischen Behandlung 
Z2.9 Fortentwicklung der Traumaambulanzen 
Z2.10 Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen beim LVR 
 
Z2.1 Empowerment-Workshops zum Thema Rechtliche Betreuung 

 
Im September 2018 wurden Vertreterinnen und Vertreter des HPH-Bewohnerbeiräte an 
zwei Tagen intensiv zum Thema Rechtliche Betreuung geschult. Die Schulung wurde ge-
meinsam von Prof. Dr. Dagmar Brosey von der TH Köln und Jana Offergeld von der 
Evangelische Hochschule RWL konzipiert und durchgeführt. Bei den Teilnehmenden fand 
das Thema Rechtliche Betreuung großes Interesse. 
 
Z2.2 Verlängerung der LVR-Inklusionspauschale 

 
Um möglichst vielen Kindern mit Behinderungen den Besuch einer allgemeinen Schule zu 
ermöglichen, führt der LVR seine Inklusionspauschale in den Schuljahren 2019/20 und 
2020/21 mit einer Gesamtfördersumme in Höhe von 900.000 Euro fort. Das hat der 
Landschaftsausschuss der Landschaftsversammlung Rheinland im Oktober 2018 ein-
stimmig beschlossen. Neben der Fortführung hat der Landschaftsausschuss Änderungen 
im Hinblick auf die Fördervoraussetzungen zugestimmt. Schulträger aus Kommunen, die 
am Stärkungspakt teilnehmen, haben zukünftig die Möglichkeit auf eine 100%ige Förde-
rung. Außerdem können nun auch Schülerinnen und Schüler unterstützt werden, die sich 
bereits im Gemeinsamen Lernen befinden, wenn sich deren Bedarfe erheblich verändern. 
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Mit der LVR-Inklusionspauschale unterstützt der LVR bereits seit 2010 Schulträger im 
Rheinland bei der Erbringung einer angemessenen Vorkehrung im Einzelfall. Die Inklusi-
onspauschale ist eine freiwillige Leistung des LVR und bietet – ergänzend, aber grund-
sätzlich subsidiär zur Landesförderung – weitere Mittel, um im Einzelfall das Gemeinsame 
Lernen zu ermöglichen. 
 
Die Inklusionspauschale wird auf Antrag der Schulträger gewährt. Voraussetzung ist die 
geplante Aufnahme einer Schülerin bzw. eines Schülers, bei der/dem der vorrangige För-
derschwerpunkt Sehen, Hören und Kommunikation, Sprache Sekundarstufe I oder Kör-
perliche und motorische Entwicklung auf der Grundlage der Ausbildungsordnung Sonder-
pädagogische Förderung NRW (AO-SF) festgestellt worden ist. Außerdem müssen eine 
besondere Ausstattung oder Umbauten erforderlich sein. Das kann zum Beispiel eine 
Rampe für Kinder im Rollstuhl oder eine Arbeitsplatzleuchte für Kinder mit Sehbehinde-
rung sein. 
 
Z2.3 Neue Zielvereinbarung mit den rheinischen Werkstätten für behinderte 

Menschen 
 
Das Dezernat Soziales hat 2018 eine neue Zielvereinbarung mit den rheinischen Werk-
stätten für behinderte Menschen (WfbM) abgeschlossen. Es handelt sich um die inzwi-
schen vierte Rahmenvereinbarung zur Weiterentwicklung der Teilhabeangebote von Men-
schen mit Behinderungen am Arbeitsleben. Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis 2021. 
 
In der Vereinbarung verpflichten sich die WfbM unter anderem dazu, ein Gewaltschutz-
konzept zu entwickeln, welches die vereinbarten Eckpunkte zum Gewaltschutz in den 
rheinischen WfbM berücksichtigt. Zudem ist die Empfehlungsvereinbarung zu den Aufga-
ben der Frauenbeauftragten umzusetzen, die die beiden Landschaftsverbände mit den 
Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege im Dezember 2017 getroffen hatten (vgl. 
zu beidem Maßnahme Z11.3 im Jahresbericht „Gemeinsam in Vielfalt 2018“). 
 
Darüber hinaus werden in der Zielvereinbarung Zielquoten für den Übergang von Be-
schäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt in sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse definiert. Zudem gibt es Ziele für den Anteil der Beschäftigten mit Be-
hinderungen aus dem Berufsbildungs- und Arbeitsbereich, die bis 2021 auf einem be-
triebsintegrierten Arbeitsplatz arbeiten sollen. 
 
Z2.4 Fachtagung „Robotik – Chancen der Teilhabe“  

 
Das Dezernat Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschädigung hat am 13. September 
2018 eine Fachtagung zum Thema Robotik und die damit verbundenen Chancen der Teil-
habe organisiert. Die Veranstaltung stellte aktuelle Entwicklungen im Bereich von For-
schung und Praxis vor, insbesondere adaptive intelligente Assistenzsysteme. Es wurde 
aufgezeigt, wie Menschen mit Behinderungen durch den Einsatz von Assistenzsystemen 
ihre Selbstständigkeit und Mobilität erhalten, steigern oder zurückgewinnen können. 
 

 Mehr erfahren: Zur digitalen Veranstaltungsdokumentation  
 
Z2.5 Fachtagung „I have a dream“: Der Traum von einer inklusiven Gesell-

schaft 
 

Über 200 Teilnehmende kamen am 28. Februar 2018 in Köln zusammen, um sich bei der 
Fachtagung „I have a dream“ über Perspektiven und Wünsche für die zukünftige Entwick-
lung der Eingliederungshilfe auszutauschen. Welche Träume gibt es, wenn es um die Le-
bensentwürfe von Menschen mit Behinderungen und die umfassende und gleichberech-
tigte Umsetzung von gesellschaftlicher Teilhabe geht? Hochrangige Referentinnen und 
Referenten wagten einen Blick in die Zukunft und skizzierten die ideale Umsetzung der 
UN-Behindertenkonvention, inklusive Nachbarschaften und eine Welt ohne Teilhabebarri-
eren. 
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Zum Abschluss der Veranstaltung reflektierte Lothar Flemming die Entwicklungen in der 
Eingliederungshilfe aus seiner ganz persönlichen Perspektive. Mit dem Fachtag beendete 
er seine berufliche Tätigkeit, die ihn über 30 Jahre mit dem LVR verbunden hat. 
 

 Mehr erfahren: Zur digitalen Veranstaltungsdokumentation 
 
Z2.6 Forensische Fachtagung 

 
Im Januar 2018 tauschen sich rund 150 Fachleute aus ganz Deutschland in der LVR-
Klinik Bedburg auf der Tagung „IN-OUT: „Bringen forensische Patientinnen und Patienten 
die Nachsorgesysteme an ihr Limit?“ über die angemessene Betreuung der wachsenden 
Zahl entlassener Menschen aus dem Maßregelvollzug aus. 
 
Nicht nur die Zahl neuer forensischer Patienten und Patientinnen ist im vergangenen Jahr 
stark angestiegen, sondern auch die Zahl der Entlassungen aus dem Maßregelvollzug. 
Von rund 1.500 Patientinnen und Patienten, die der LVR als bundesweit größter Träger 
des Maßregelvollzugs an sechs Standorten im Rheinland versorgt, leben rund 260 außer-
stationär – in Heimen, im betreuten Wohnen oder der eigenen Wohnung. 
 
Z2.7 Erweitertes Bildungsangebot am Rheinisch-Westfälischen Berufskolleg 

Essen 
 
Das Rheinisch-Westfälische Berufskolleg Essen (RWB Essen) des LVR mit dem Förder-
schwerpunkt „Hören und Kommunikation“ hat zum August 2018 neue Bildungsgänge ein-
geführt, darunter das Berufliche Gymnasium Gesundheit.  
 
Das RWB Essen ist eine berufsbildende Schule für hörgeschädigte Jugendliche im Bereich 
der weiterführenden und beruflichen Qualifikation. Das gesamte Bundesgebiet sowie das 
angrenzende deutschsprachige Ausland gehören zum Einzugsgebiet. Zurzeit wird der be-
rufsschulische Unterricht für über 100 Ausbildungsberufe angeboten. Zudem besteht die 
Möglichkeit, alle Schulabschlüsse – vom Hauptschulabschluss bis hin zur Fachhochschul-
reife und Allgemeinen Hochschulreife – zu erwerben. 
 
Z2.8 Reduzierung von freiheitsentziehenden und freiheitsbeschränkenden 

Maßnahmen in der psychiatrischen Behandlung 
 

Auch im Berichtsjahr 2018 hat sich der LVR-Klinikverbund intensiv für die maximale Re-
duzierung des Einsatzes von freiheitsentziehenden und freiheitsbeschränkenden Maß-
nahmen in der psychiatrischen Behandlung eingesetzt. Für den LVR-Klinikverbund han-
delt es sich hierbei um ein Dauerziel, das in einem fortlaufenden Prozess bearbeitet wird. 
Ein verbundweiter Arbeitskreis beschäftigt sich mit der Identifizierung von guter und bes-
ter Praxis bei der Reduzierung von freiheitsentziehenden und freiheitsbeschränkenden 
Maßnahmen sowie mit der Einführung von Maßnahmen, die eine geringere Eingriffstiefe 
in die Autonomie der Patientinnen und Patienten haben. 
 
Im Bemühen um eine gewaltminimierte Psychiatrie hat Safewards – ein Modell zur Er-
klärung der Konfliktentstehung und deren Eindämmung auf psychiatrischen Stationen – 
in fast allen LVR-Kliniken Einzug gehalten. Dazu fand am 21. März 2018 der 2. Fachtag – 
„Gute psychiatrische Behandlung: Safewards, eine interdisziplinäre Herausforderung“ in 
der LVR-Klinik Düren statt. Weiterhin wurde am 30. Oktober 2018 eine Fachtagung „So-
teria: Gute Psychiatrische Behandlung heute und morgen“ in der LVR-Klinik Bonn durch-
geführt. 
 
Inzwischen wurde eine verbundweit gültige Konvention zur Dokumentation/Datener-
fassung von Zwangsbehandlungen in allen Kliniken eingeführt. Ziele sind die Verbesse-
rung der Datenqualität und die Entwicklung zielgenauer Maßnahmen zur Zwangsvermei-
dung. Kennzahlen zu Isolierungen, Fixierungen und Zwangsmedikation werden regelmä-
ßig in einem Benchmarking-Report ausgewertet und sind 2018 in das bestehende Set 
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von Qualitätsindikatoren aufgenommen worden. Die Qualitätsindikatoren zu Zwang wer-
den dabei systematisch weiterentwickelt: Der nächste Schritt ist die Entwicklung eines 
übergreifenden Indikators für mechanische freiheitsentziehende Maßnahmen (gemeinsa-
me Betrachtung von Fixierungen und Isolierungen). Das Anfang 2019 überarbeitete 
Rahmenkonzept zum (klinischen) Risikomanagement sieht ebenfalls eine systematische 
Bewertung der freiheitsentziehenden Maßnahmen durch die LVR-Kliniken vor.  
 
Darüber hinaus nehmen alle neu eingestellten Mitarbeitenden in den jeweiligen Abteilun-
gen der Erwachsenen- und Kinder- und Jugendpsychiatrie zeitnah an einer Informa-
tions-/Schulungsveranstaltung „Zwangsmaßnahmen – rechtliche Grundlagen, Leitli-
nien, Praxis, Dokumentation" teil.  
 
Im Berichtsjahr 2018 wurden außerdem Aktivitäten zur Umsetzung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) vom 24. Juli 2018 unternommen. Dadurch soll 
die Rechtsposition der Patientinnen und Patienten bei 5- und 7-Punkt-Fixierungen ge-
stärkt werden.  
 
Insgesamt ist festzuhalten, dass die Anzahl an Fixierungen im LVR-Klinikverbund in den 
vergangenen Jahren erheblich reduziert worden sind. 

Z2.9 Fortentwicklung der Traumaambulanzen  

Traumaambulanzen sind Einrichtungen zur Unterstützung, Beratung und Behandlung bei 
schweren psychischen und seelischen Belastungen in Folge kurz zurückliegender trauma-
tischer Erfahrungen. 
 
Im Berichtsjahr 2018 wurden von Seiten des Dezernates Schulen, Inklusionsamt, Soziale 
Entschädigung verschiedene konkrete Schritte zur Fortentwicklung des Angebots der 
Traumaambulanzen im Rheinland unternommen. Es wurden eine Untersuchung der Qua-
lität der Arbeit der Traumaambulanzen vorgenommen und Handlungsempfehlungen ab-
geleitet (vgl. Vorlage-Nr. 14/2974). Diese Untersuchung war auch Thema einer gemein-
samen Fachtagung mit dem LWL und dem Landesministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales sowie dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Die Fachtagung fand am 
25. und 26. Oktober 2018 statt. 
 
Darüber hinaus wurde das Angebot der Traumaambulanzen im Rahmen einer modellhaf-
ten Erprobung um ein Angebot der Sprach- und Integrationsmittlung ergänzt. Seit 2019 
erfolgt eine unbefristete Fortsetzung dieses Angebots. Überdies wurden drei weitere Ver-
träge abgeschlossen und damit das Angebot der Traumaambulanzen im Rheinland flä-
chendeckend ausgebaut. 

Z2.10 Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen beim LVR  

Der LVR ist nicht nur als Leistungsträger und Leistungserbringer für das Ziel der Perso-
nenzentrierung verantwortlich, sondern auch in seiner Funktion als Arbeitgeber. Der LVR 
bietet Beschäftigungsmöglichkeiten für zahlreiche Menschen mit (Schwer-)Behinderung. 
Dies wird an der Gesamtbeschäftigungsquote deutlich: 

Kennzahl: Gesamtbeschäftigungsquote von Menschen mit Behinderungen im 
LVR gem. § 71 Abs. 1 SGB IX 

Im LVR wird das gesetzlich geforderte Soll von fünf Prozent deutlich übertroffen. Zum 
31.12.2018 lag die Quote bei 10,02 Prozent und damit ähnlich hoch wie in den Vorjah-
ren. 
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Ein wichtiges Instrument der Beschäftigung sind die Inklusionsabteilungen im LVR, 
aktuell in der LVR-Krankenhauszentralwäscherei, in der LVR-Druckerei, in der LVR-Klinik 
Köln (Verteilerküche) sowie im LVR-Archäologischen Park Xanten. Zudem bietet der LVR 
Betriebsintegrierte Arbeitsplätze (BiAp) an, d.h. beim LVR angesiedelte befristete 
oder dauerhaft angelegte Arbeitsplätze einer Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM). 

Kennzahl: Anzahl der Betriebsintegrierten Arbeitsplätze 

Ende 2018 standen im LVR 37 Betriebsintegrierte Arbeitsplätze zur Verfügung, von denen 
15 besetzt und 22 frei waren. Die Zahl der Betriebsintegrierten Arbeitsplätze beim LVR ist 
im Jahresvergleich rückläufig. 

Die Landschaftsversammlung hat in ihrer Sitzung am 8. Oktober 2018 die Verwaltung 
aufgefordert, die Möglichkeiten einer verstärkten Gewinnung von Mitarbeitenden 
mit Behinderungen im LVR für die Laufbahngruppe 2, erstes und zweites Einstiegsamt 
und die entsprechenden Tarifstufen der Beschäftigten zu prüfen und dem Ausschuss für 
Personal und allgemeine Verwaltung zu berichten. In diese Prüfung soll einbezogen wer-
den, ob der LVR in seiner Rolle als Arbeitgeber und Dienstherr in Form eines Stipendien-
programmes Studierende mit Behinderungen finanziell fördern kann. Ferner soll die Ver-
waltung prüfen, in welcher Form Hochschulabsolventinnen und -absolventen mit Behin-
derungen für die Personalauswahlverfahren zur Besetzung der Neuauflage des Trainee-
programms im Jahr 2019 angesprochen werden können. 
 
In Ausführung dieses Prüfauftrags wird das Dezernat Personal und Organisation in 2019 
die aktuelle Situation der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen und das weite-
re Vorgehen unter Betrachtung der rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen 
einer Vorlage darstellen. 
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ZIELRICHTUNG 3 
Die LVR-Leistungen in Form des Persönlichen Budgets steigern 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Mit Zielrichtung 3 hat sich der LVR zum Ziel gesetzt, die Inanspruchnahme des Persönli-
chen Budgets im Rheinland zu steigern. Beim Persönlichen Budget handelt es sich um 
eine Form der Leistungsgewährung, die die Selbstbestimmung der Leistungsberechtigten 
in besonderer Weise in den Mittelpunkt stellt (siehe Zielrichtung 2). Mit dem Persönlichen 
Budget übernehmen Menschen mit Behinderungen selbst die Regie der Leistungsausge-
staltung. Im Gegensatz zur Sachleistung werden ihnen in Form des Persönlichen Budgets 
direkt Finanzmittel zur Verfügung gestellt. Mit diesen Mitteln können sie sich selbst die 
erforderliche Unterstützung beschaffen, um ihre Bedarfe zu decken. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Z3.1 Fachtag „Das Persönliche Budget – Mehr als Geld“ 

 
Welche Vorteile bietet das Persönliche Budget? Wie kann es als konzeptionelle Alternative 
zu Sachleistungen noch stärker wahrgenommen werden? Diese und weitere Fragen erör-
terte ein Fachtag der Landschaftsverbände Rheinland (LVR) und Westfalen-Lippe (LWL) 
am 26. April 2018 in Gelsenkirchen. Der Fachtag wurde in Zusammenarbeit mit dem re-
gionalen Beratungsnetzwerk der BAG Persönliches Budget e.V. und den Kompetenzzen-
tren Selbstbestimmt Leben (KSL) ausgerichtet. 
 
Kennzahl: Entwicklung der Persönlichen Budgets im Rheinland 
 
Der LVR berichtet regelmäßig darüber, wie sich die Nutzung Persönlicher Budgets entwi-
ckelt (zuletzt Vorlage-Nr. 14/3116) und wie der LVR bei der Umsetzung von Zielrichtung 
3 des LVR-Aktionsplans vorangekommen ist: 
 
Die Zahl der Leistungsberechtigten, die über den LVR die Leistungsform des Persönlichen 
Budgets in Anspruch nehmen, ist im Jahr 2017 auf 1.118 gestiegen. Dies ist eine 
Steigerung um 27 Prozent (oder 235 Personen) gegenüber dem Jahr 2015. Die Zahl der 
Personen, die sich erstmals für ein Persönliches Budget entschieden haben, stieg um 64 
Prozent bzw. 94 Personen. 
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ZIELRICHTUNG 4 
Den inklusiven Sozialraum mitgestalten 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Mit Zielrichtung 4 hat sich der LVR zur Aufgabe gemacht, innerhalb seiner Zuständigkei-
ten an der Gestaltung eines inklusiven Sozialraum in den Kommunen vor Ort mitzuwir-
ken. Dies bedeutet, Bedingungen zu schaffen, die ein selbstbestimmtes und gemein-
schaftliches Leben aller Menschen in ihrer gesamten Vielfalt ermöglichen. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Überblick: 
 
Z4.1 Förderprogramm für inklusive Urlaubs- und Freizeitmaßnahmen 
Z4.2 Integrierte Beratung 
Z4.3 Systemorientierte Unterstützung schulischer Inklusion 
Z4.4 Inklusive Bauprojektförderung 
Z4.5 LVR-Anreizprogramm zur Konversion stationärer Wohnangebote und zur Förderung 

einer inklusiven Sozialraumentwicklung 
Z4.6 Neue dezentrale Angebote der LVR-Kliniken 

Z4.1 Förderprogramm für inklusive Urlaubs- und Freizeitmaßnahmen 

Gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, im Alltag 
ebenso wie in der Freizeit und im Urlaub: Mit diesem Ziel fördert der LVR seit 2016 die 
Durchführung von inklusiven Urlaubs- und Freizeitmaßnahmen, deren Konzeption aktiv 
auf die Begegnung von Menschen mit und ohne Behinderungen zielt. Aufgrund der positi-
ven Erfahrungen wurde 2018 die Verlängerung des Förderprogramms um weitere drei 
Jahre von 2019 bis 2021 beschlossen. 

Als freiwillige Leistung unterstützt der LVR die Urlaubsmaßnahmen von Einrichtungen und 
ambulanten Diensten der Eingliederungshilfe sowie anderen Anbietern finanziell mit ei-
nem Beitrag von maximal 600 Euro pro leistungsberechtigter Person mit Behinderung. 
Insgesamt ist dafür ein jährlicher Förderbetrag von 669.000 Euro vorgesehen.  
 
Darüber hinaus wurde zur finanziellen Förderung von Maßnahmen zur Freizeitgestaltung 
von Menschen mit Behinderungen eine Erhöhung der Sachkostenanteile bei den Sozial-
psychiatrischen Zentren (SPZ) und den Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen 
(KoKoBe) mit einer jährlichen Gesamtsumme von 131.000 Euro beschlossen. 

Z4.2 Integrierte Beratung 

Der LVR bietet in vielen Formen und für viele Zielgruppen Beratung an. Ziel ist es, diese 
Beratungsleistungen zukünftig stärker zu koordinieren und miteinander zu vernetzen. Im 
Berichtsjahr 2018 wurden daher Eckpunkte zur Umsetzung der Integrierten Beratung 
beschlossen (vgl. Vorlage-Nr. 14/2746). Die Realisierung der Leitidee der Integrierten 
Beratung soll in Form von zwei Projekten erfolgen: 
 
Zum einen sollen in einem Zeitraum von drei Jahren integrierte Beratungsmodelle 
sozialräumlich erprobt werden. Hierfür sind vier Teilprojekte in verschiedenen Fachde-
zernaten geplant. Diese Teilprojekte verfolgen jeweils unterschiedliche programmati-
schen Schwerpunkte. Geplant sind: 
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 Dezernat Soziales: Teilprojekt „BTHG 106+“,  

 Dezernat Kinder, Jugend und Familie: Teilprojekt „Servicestelle Kindeswohl“,  

 Dezernat Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschädigung: Teilprojekt „Peer-
Bildungsberatung“ und  

 Dezernat Klinikverbund und Verbund Heilpädagogischer Hilfen: Teilprojekt „Ge-
meindepsychiatrie“.  

Die Gesamtfederführung (Projektleitung) liegt bei der Stabsstelle Inklusion und Men-
schenrechte im Organisationsbereich der LVR-Direktorin. 
 
Zum anderen soll ein neues Beratungsportal im Internet aufgebaut werden, das an-
wenderfreundlich und barrierefrei standortunabhängig umfassende Informationen über 
alle relevanten LVR-Leistungen gibt. 
 
Z4.3 Systemorientierte Unterstützung schulischer Inklusion 

 
Das Dezernat Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschädigung hat im Berichtsjahr gemäß 
dem Auftrag aus dem Haushaltsbegleitbeschluss 2017/2018 ein Beratungsangebot zur 
Unterstützung der inklusiven schulischen Bildung entwickelt (vgl. Vorlage-Nr. 14/2973). 
Die systemorientierte Unterstützung schulischer Inklusion (kurz: SUSI) bietet ein unab-
hängiges, kompetent und inklusiv ausgerichtetes Angebot: Es lotst Ratsuchende zu dem 
für sie richtigen Beratungsangebot. Es trägt dazu bei, Fachleute am konkreten Bedarf 
orientiert zu informieren und bestehende Beratungsangebote sowie Fachkräfte, Instituti-
onen und Expertinnen und Experten miteinander zu vernetzen. Die Umsetzung vor Ort 
startet 2019 zunächst in zwei Modellregionen. 

Z4.4 Inklusive Bauprojektförderung 

Bereits 2017 hat das Dezernat Soziales in Abstimmung mit den Dezernaten Gebäude-und 
Liegenschaftsmanagement, Umwelt, Energie, Bauen für Menschen GmbH sowie Finanz-
management, Kommunalwirtschaft und Europaangelegenheiten ein neues Förderpro-
gramm aufgelegt, mit dem neue inklusive Wohnangebote angestoßen werden sollen. Im 
Berichtsjahr 2018 gab es eine Änderung: Projektträger erhalten nunmehr kein vergüns-
tigtes oder kostenloses Darlehen, sondern einen Zuschuss. 

Die Bauprojektförderung hat das Ziel, das nachbarschaftliche Miteinander von Menschen 
mit und ohne Behinderungen unter einem Dach zu stärken. Deshalb ist Bedingung, dass 
in den geplanten Wohnprojekten mindestens zu 30 Prozent Bewohnerinnen und Bewoh-
ner mit Behinderungen leben. Maximal bezuschusst der LVR bis zu 200.000 Euro pro Pro-
jekt. Antragsberechtigt sind natürliche sowie juristische Personen. Somit können Investo-
ren und Baugesellschaften ebenso wie Eltern oder Selbsthilfe-Verbände Anträge stellen. 
Bei Antragstellung muss die Finanzierung gesichert sein, beispielsweise in Form einer 
Absichtserklärung der Bank. 
 
Durch die ertüchtigte Bauen für Menschen GmbH wird den Antragstellenden die Möglich-
keit gegeben, sich im Vorfeld und begleitend beraten zu lassen. 
 

 Mehr Informationen zur inklusiven Bauprojektförderung im Internet
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Z4.5 LVR-Anreizprogramm zur Konversion stationärer Wohnangebote und zur 
Förderung einer inklusiven Sozialraumentwicklung 

In elf Projekten im Rheinland wurden von 2014 bis 2017 unterschiedliche Vorhaben zur 
Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe erprobt. Im Rahmen des LVR-
Anreizprogramms wurden mit einem Volumen von 2,3 Millionen Euro Projekte zur Kon-
version von Wohneinrichtungen, zur Entwicklung von Wohnformen für Menschen mit Be-
hinderungen im Alter und zur inklusiven Weiterentwicklung des Sozialraums gefördert. 

Die Projekte wurden von einer Sozialwissenschaftlerin des Dezernates Soziales evaluiert. 
Nach zahlreichen Vor-Ort-Besuchen, Workshops, Fachgesprächen und rund 180 Inter-
views wurde 2018 der Abschlussbericht vorgelegt (vgl. Vorlage-Nr. 14/2745). Fazit: Das 
Programm hat zahlreiche Veränderungen initiiert. 
 
Für viele Menschen mit Behinderungen hat das Programm ein Mehr an Teilhabemöglich-
keiten und Selbstbestimmung gebracht – sei es durch den Umzug in die eigene Wohnung 
oder durch mehr soziale Kontakte im Viertel. Die Projektträger verstärkten ihre Quar-
tiersarbeit und nahmen die Ressourcen des Sozialraums vermehrt in den Blick, sodass 
eine inklusive Gestaltung des Sozialraums und die gleichberechtigte gesellschaftliche 
Teilhabe der Menschen mit Behinderungen gefördert wurden. Viele an den Projekten be-
teiligten Menschen mit Behinderungen nehmen nun häufiger Angebote im Stadtteil wahr. 
Die Öffnung des Sozialraums gelingt besonders gut, wenn Kooperationen mit Akteuren 
außerhalb der Eingliederungshilfe entstehen und gemeinsame Begegnungsfelder geschaf-
fen werden. Die gemachten Erfahrungen fließen nun ein in die Arbeit des Dezernates So-
ziales bei der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes. 

Z4.6 Neue dezentrale Angebote der LVR-Kliniken 

Im September 2018 wurde das LVR-Behandlungszentrum Solingen feierlich eröffnet. 
Damit verkürzt sich für Patientinnen und Patienten aus der Region der Weg bis zu den 
Angeboten der LVR-Klinik in Langenfeld. Im dreigeschossigen Neubau in der Franken-
straße 31a befinden sich nun 40 Betten auf zwei Stationen. Rund 10,2 Millionen Eu-
ro investierte der LVR in das Neubauprojekt. Gemeinsam mit dem bereits seit 2007 be-
stehenden Gerontopsychiatrischen Zentrum, bestehend aus Tagesklinik und Ambulanzen, 
wird das stationäre Angebot ergänzt durch zwei allgemeinpsychiatrische Ambulanzen 
zum breit aufgestellten Behandlungszentrum Solingen.  
 
Im November 2018 hat zudem die neue LVR-Tagesklinik in Kempen als Außenstandort 
der LVR-Klinik Viersen ihre Arbeit aufgenommen. Der Ambulanzbetrieb ist Anfang 2019 
gestartet. Der Neubau wurde von der Artemed Gruppe errichtet, zu der das Hospital zum 
Heiligen Geist gehört. Die LVR-Klinik Viersen ist mit ihrer Tagesklinik und Ambulanz auf 
der ersten und zweiten Etage. Dort gibt es insgesamt 20 Behandlungsplätze für tageskli-
nische Patientinnen und Patienten. 

 



 

16 
 

ZIELRICHTUNG 5 
Die Barrierefreiheit in allen LVR-Liegenschaften herstellen 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Barrierefreiheit bedeutet, die Umwelt so zu gestalten, dass sie für Menschen mit Behinde-
rungen genauso nutzbar und zugänglich ist wie für Menschen ohne Behinderungen. 
Dies ist nur Schritt für Schritt möglich. Mit der Zielrichtung 5 hat sich der LVR genau auf 
diesen Weg gemacht. Ziel ist es, langfristig die Barrierefreiheit in allen LVR-
Liegenschaften herzustellen. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Überblick: 
 
Z5.1 Umsetzung der Zielvereinbarung zur Barrierefreiheit der LVR-Liegenschaften 
Z5.2 Barrierefreiheit in weiteren Bestandsgebäuden 
 
Z5.1 Umsetzung der Zielvereinbarung zur Barrierefreiheit der LVR-

Liegenschaften 
 
Für die Gebäude der Zentralverwaltung in Köln-Deutz1 wurde mit den Verbänden von 
Menschen mit Behinderungen am 18. November 2013 eine Zielvereinbarung gemäß Pa-
ragraf 5 Behindertengleichstellungsgesetz NRW zur Barrierefreiheit im Hinblick auf die 
Auffindbarkeit, Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Gebäude abgeschlossen. Sie ist im 
Zielvereinbarungsregister des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW ver-
öffentlicht und bildet die wesentliche Arbeitsgrundlage zur Umsetzung der Zielrichtung 5 
im LVR.  
 
Das Dezernat Gebäude-und Liegenschaftsmanagement, Umwelt, Energie, Bauen für Men-
schen GmbH veröffentlicht jährliche Zwischenberichte zum Umsetzungsstand der Zielver-
einbarung, zuletzt zum 30.11.2018 (vgl. Vorlage-Nr. 14/3240).  
 
Die Zielvereinbarung gilt auch als Rahmenvertrag für die Herstellung von Barrierefreiheit 
in allen Liegenschaften des LVR und seiner wie Eigenbetriebe geführten Einrichtungen.  
 
Z5.2 Barrierefreiheit in weiteren Bestandsgebäuden 

Neben den Gebäuden der Zentralverwaltung hat sich der LVR verpflichtet, weitere Be-
standsgebäude schrittweise barrierefrei herzurichten. Hier sind verschiedene Pilotprojekte 
in Planung und Ausführung. 
 
Im Juni 2018 wurden feierlich die großen Baumaßnahmen zur Reduzierung von Barrieren 
im LVR-Freilichtmuseum Kommern vorgestellt. Dabei stellten das Museumsgelände 
mit über 100 Hektar sowie dem dazugehörigen Wegenetz mit der historischen Kopfstein-
pflasterung eine besondere Herausforderung dar. Im Zuge der Baumaßnahmen konnte 
ein 2,4 Kilometer langer Rundweg geschaffen werden, der in alle Baugruppen sowie zum 
Museumsplatz führt und dabei an keiner Stelle eine Steigung von mehr als sechs Prozent 
aufweist. Die historischen Pflasterwege wurden geglättet, damit sie nicht nur mit Roll-
stühlen, sondern auch für Buggys oder Bollerwagen gut zu befahren sind. Zudem wurden 
barrierefreie WC-Anlagen errichtet.

                                          
1 Im Einzelnen sind dies: das Landeshaus, Kennedy-Ufer 2, das Horion Haus, Hermann-Pünder-Straße 1, die 

Informations- und Bildungsstätte (IBS), das LVR-Haus, Ottoplatz 2 sowie das Dienstgebäude Deutzer Freiheit 
77. 
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ZIELRICHTUNG 6 
Die Zugänglichkeit in allen Informations- und Kommunikationsmedien 
und -formaten im LVR herstellen 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Zielrichtung 6 macht deutlich, dass sich Zugänglichkeit nicht nur auf bauliche Begeben-
heiten, sondern ebenso auf Information und Kommunikation bezieht. Um Informationen 
für alle zugänglich zu machen, müssen Informations- und Kommunikationsmedien so 
gestaltet sein, dass sie für Menschen mit unterschiedlichen Beeinträchtigungsformen 
wahrnehmbar und verständlich sind. Im Bereich digitaler Kommunikation sind neben 
Wahrnehmbarkeit und Verständlichkeit zudem Anforderungen an Bedienbarkeit und die 
Robustheit (Kompatibilität mit verwendeten individuellen Hilfsmitteln) zu beachten. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Überblick: 
 
Z6.1 Inklusive Angebote zur Vermittlung des kulturellen Erbes 
Z6.2 Einbindung eines neuen barrierefreien Videoplayers 
 
Z6.1 Inklusive Angebote zur Vermittlung des kulturellen Erbes 

Der LVR-Archäologische Park Xanten, das LVR-Freilichtmuseum Kommern und das LVR-
Freilichtmuseum Lindlar erarbeiten seit 2017 mit Mitteln der LVR-Museumsförderung ein 
gemeinsames Projekt zur Verbesserung der musealen und infrastrukturellen Angebote für 
blinde und sehbehinderte Museumsgäste. Realisiert wurden in 2018 Tastmodelle für zwei 
Baugruppen im LVR-Freilichtmuseum Kommern. Im LVR-Archäologischen Park Xanten 
fanden mehrere Fachgespräche und Workshops für ein barrierefreies Leitsystem für das 
gesamte Parkgelände statt. 

In 2018 startete zudem ein Pilotprojekt zur Einrichtung von taktilen Leitsystemen im 
LVR-Industriemuseum Gesenkschmiede Hendrichs Solingen und im Max Ernst Museum 
Brühl des LVR. 

Z6.2 Einbindung eines neuen barrierefreien Videoplayers  

Auf www.lvr.de wurde im Jahr 2018 ein neuer, barrierefreier Videoplayer eingebunden. 
Hierbei handelt es sich um eine Anpassung des von der Aktion Mensch bereitgestellten 
Videoplayers. Der neue Videoplayer ist über Tastatur nutzbar und ermöglicht Einspielun-
gen von Untertiteln, Audiodeskription und Gebärdensprachvideos. Er ist auf Desktop-PC 
sowie mit mobilen Geräten nutzbar. Im Jahr 2019 soll der neue Videoplayer LVR-weit 
ausgerollt werden.  
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ZIELRICHTUNG 7 
Ein universelles LVR-Veranstaltungsdesign entwickeln 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Zielrichtung 7 bezieht sich wie Zielrichtung 6 auf einen bestimmten Teilaspekt von Zu-
gänglichkeit und macht deutlich, dass auch Veranstaltungen Menschen mit und ohne Be-
hinderungen offenstehen sollen. Bei allen Veranstaltungen des LVR ist daher grundsätz-
lich die diskriminierungsfreie Zugänglichkeit für alle interessierten (bzw. eingeladenen) 
Menschen sicherzustellen. Dabei ist es wichtig, Zugänglichkeit für den gesamten Prozess 
des Veranstaltungsmanagements zu berücksichtigen, also auch bei der Planung, Einla-
dung und Dokumentation. Von großer Bedeutung ist hierbei eine positive Grundhaltung in 
der Verwaltung zur „Begegnung in Vielfalt“. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Z7.1 Arbeitshilfe zu barrierefreien Veranstaltungen 

Die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte hat mit dem „LVR-Dialog Inklusion und 
Menschenrechte" seit 2017 ein neues inklusives Veranstaltungsformat entwickelt. Ausge-
hend von den hier gesammelten Erfahrungen hat sie im Berichtsjahr 2018 eine interne 
Auswertung im Sinne einer Arbeitshilfe erstellt. Die Arbeitshilfe beleuchtet alle wichtigen 
Bereiche der Veranstaltungsplanung: von der Einladung und Anmeldung über der Vorbe-
reitung des Veranstaltungsortes bis hin zur barrierefreien Programmgestaltung. 
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ZIELRICHTUNG 8 
Die Leichte Sprache im LVR anwenden 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
 
Leichte Sprache ist ein spezifisches Kommunikationsmittel, um die Zugänglichkeit von 
Information und Kommunikation gezielt für Menschen herzustellen, die sich in Folge von 
Leseeinschränkungen standardsprachliche Texte kaum oder gar nicht erschließen kön-
nen. Zum primären Adressatenkreis zählen insbesondere Menschen mit Lernschwierigkei-
ten oder einer sog. geistigen Behinderung. Leichte Sprache ist somit ein besonderer As-
pekt von Zielrichtung 6. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Überblick: 
 
Z8.1 Interne Arbeitshilfe zum strategischen Einsatz Leichter Sprache 
Z8.2 Diskussionspapier zum strategischen Umgang von Trägern öffentlicher Belange mit 

dem Instrument der Leichte Sprache 
 
Z8.1 Interne Arbeitshilfe zum strategischen Einsatz Leichter Sprache 

Aus der BRK ergibt sich keine Verpflichtung, für jedes nur erdenkliche Informationsinte-
resse von vornherein Texte in Leichter Sprache vorzuhalten. Stattdessen ist der Einsatz 
der Leichten Sprache unter dem Aspekt des konkreten Bedarfes, des personellen und 
finanziellen Aufwandes und letztlich der Wirksamkeit zur Herstellung erforderlicher Zu-
gänglichkeit zu beurteilen. 
 
Bereits 2017 wurden im LVR für die zu unterscheidenden Bereiche der Kommunikation 
drei interne Federführungen festgelegt, die zur internen kollegiale Beratung 
und Information zur Verfügung stehen (vgl. Maßnahme Z8.4 im Jahresbericht „Gemein-
sam in Vielfalt 2019“): 
 

 Federführung in der direkten Kundenkommunikation: Dezernat Soziales 
 Federführung in der Öffentlichkeitsarbeit: Fachbereich Kommunikation 
 Federführung in der LVR-internen Kommunikation: Stabsstelle Inklusion und Men-

schenrechte 
 
Im Berichtsjahr wurde durch diese Federführungen Grundsätzliche Empfehlungen 
zum Einsatz Leichter Sprache sowie eine ausführliche Arbeitshilfe erstellt und im 
LVR-Intranet veröffentlicht. 
 
Z8.2 Diskussionspapier zum strategischen Umgang von Trägern öffentlicher 

Belange mit dem Instrument der Leichte Sprache 

Gemeinsam mit der Agentur barrierefrei NRW hat die Stabsstelle Inklusion und Men-
schenrechte ein Diskussionspapier zum strategischen Umfang mit Leichter Sprache durch 
Träger öffentlicher Belange veröffentlicht. Das Papier wurde erstmal beim Fachtag der 
Agentur barrierefrei NRW zur Leichten Sprache am 15. November 2018 in Essen vorge-
stellt. Im Januar 2019 wurde das Papier im NRW-Fachbeirat „Barrierefreiheit, Zugäng-
lichkeit, Wohnen“ beraten. 
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ZIELRICHTUNG 9 
Menschenrechtsbildung im LVR systematisch betreiben 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Mit Zielrichtung 9 hat sich der LVR ausdrücklich zur Aufgabe gemacht, systematisch Men-
schenrechtsbildung im LVR zu betreiben. Dahinter steht die Vorstellung, dass Menschen-
rechte erst dann umfassend im Verband umgesetzt und beachtet werden, wenn einer-
seits das Wissen über diese Rechte vorhanden ist, und andererseits die Fähigkeiten, die-
se Rechte auch tatsächlich für sich selbst oder andere einzufordern. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen?  
 
Überblick: 
 
Z9.1 Netzwerkarbeit der Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte 
Z9.2 Aktivitäten zum Gedenken an das 70-jährige Jubiläum der Allgemeinen Erklärung 

der Menschenrechte 
Z9.3 Mitarbeit im Inklusionsbeirat und in den Fachbeiräten auf Landesebene 
Z9.4 Diversity-Tag für die Auszubildenden des LVR 
Z9.5 Erarbeitung eines Diversity-Konzeptes für den LVR 
Z9.6 Ausstellung „Bürowelten“ 
Z9.7 Kampagne „Inklusion erleben“: Show und Mobil der Begegnung 
Z9.8 Tour der Begegnung 
Z9.9 Karneval für alle 
Z9.10 Filmpremiere „Therapie für Gangster“ 
Z9.11 Resolution „2030-Agenda für Nachhaltige Entwicklung: Nachhaltigkeit auf kommu-

naler Ebene gestalten“ 
Z9.12 Konzeption zur Unterstützung von Psychiatrischen Kliniken und Einrichtungen für 

Menschen mit Behinderungen im (ost-)europäischen Raum 
Z9.13 Aufarbeitung der eigenen Geschichte 
Z9.14 Eröffnung der Gedenkstätte in Waldniel-Hostert 
Z9.15 Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus 
Z9.16 Modellprojekt Ausbildung von Bildungsfachkräften 
Z9.17 Informations- und Bildungsangebot des LVR-Inklusionsamtes 
 
Z9.1 Netzwerkarbeit der Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte  

Die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte hat 2018 erneut zahlreiche interne fachli-
che Austauschgespräche mit Akteuren im LVR durchgeführt, um gemeinsame themati-
sche Schnittmengen und Ansatzpunkte für eine Zusammenarbeit auszuloten. Diese Ak-
teure waren (in alphabetischer Reihenfolge):  
 

 Abteilung Heilpädagogische Hilfen im Dezernat Klinkverbund und Verbund Heilpä-
dagogischer Hilfen (regelmäßiger Quartals-Jour Fixe) 

 Abteilung Seminare, Öffentlichkeitsarbeit, Forschungsvorhaben im Dezernat Schu-
len, Inklusionsamt, Soziale Entschädigung 

 Anlauf- und Beratungsstelle für ehemalige Heimkinder im Dezernat Kinder, Jugend 
und Familie 

 Arbeitskreis Öffentlichkeitsarbeit im Dezernat Klinikverbund und Verbund Heilpä-
dagogischer Hilfen 
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 Arbeitskreis Öffentlichkeitsarbeit im Dezernat Kultur und Landschaftliche Kultur-
pflege 

 Fachberatung ASD im Dezernat Kinder, Jugend und Familie 

 Fachbereichsleiterkonferenz im Dezernat Soziales (regelmäßige Teilnahme) 

 Fachbereichsleitung Kinder und Familie im Dezernat Kinder, Jugend und Familie 

 Fachbereichsleitung Kommunikation (regelmäßiger Jour Fixe) 

 Fachbereichsleitung Recht, Versicherungen, Innenrevision im Dezernat Personal 
und Organisation 

 Fachbereichsleitung Schulen 

 Fachbereichsleitung Soziales Entschädigungsrecht 

 Geschäftsstelle Anregungen und Beschwerden im Organisationsbereich der LVR-
Direktorin (regelmäßige Gespräche) 

 Geschäftsstelle der Bundesarbeitsgemeinschaft der Höheren Kommunalverbände 
im Organisationsbereich der LVR-Direktorin 

 IP Vogelsang (Netzwerkpartner des LVR) 

 Koordinationsstelle Kinderarmut im Dezernat Kinder, Jugend und Familie 

 LVR-Berufskolleg im Dezernat Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschädigung 

 LVR-LandesMuseum Bonn 

 LVR-Zentrum für Medien und Bildung im Dezernat Kultur und Landschaftliche Kul-
turpflege 

 Projekt „Gehört werden“ im Dezernat Kinder, Jugend und Familie 

 Stabsstelle Gleichstellung und Gender Mainstreaming im Organisationsbereich der 
LVR-Direktorin (regelmäßiger Jour Fixe) 

 Stab Umwelt- und Klimaschutz, Nachhaltiges Bauen, Bauprojektcontrolling im De-
zernat Gebäude- und Liegenschaftsmanagement, Umwelt, Energie, Bauen für 
Menschen GmbH 

 Team Druckerei im Dezernat Personal und Organisation 

 Zentrale Adoptionsstelle/Auslandsadoption, Schiedsstelle der Jugendhilfe im De-
zernat Kinder, Jugend und Familie 

Am 4. Januar 2018 begleitete die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte den Antritts-
besuch der LVR-Direktorin bei der neuen Beauftragten der Landesregierung für 
Menschen mit Behinderung sowie für Patientinnen und Patienten in Nordrhein-
Westfalen, Frau Claudia Middendorf. Frau Middendorf ist auch regelmäßiger Gast bei den 
Sitzungen des LVR-Beirates für Inklusion und Menschenrechte.



 

22 
 

Überdies fanden mehrere Austauschgespräche mit dem Focal Point des LWL sowie dem 
Focal Point der Landesregierung statt. Die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte 
vertritt beide Landschaftsverbände auch im Expertenbeirat für den Teilhabebericht 
NRW. 
 
Zur Vernetzung mit der kommunalen Ebene nahm die Stabsstelle Inklusion und Men-
schenrechte am 12. November 2018 an einer Sitzung des Arbeitskreises der Kommu-
nalen Behindertenbeauftragten teil. 
 
Zur bundesweiten Vernetzung beteiligte sich die Stabsstelle Inklusion und Menschenrech-
te am 20. November 2018 auf Einladung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
erneut am Netzwerktreffen der Akteure mit Aktionsplänen zur UN-
Behindertenrechtskonvention im Rahmen der Inklusionstage der Bundesregierung in 
Berlin.  
 
Außerdem war die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte am 19. November 2018 
erneut beim jährlichen Netzwerktreffen Menschenrechtsbildung vertreten. Das Tref-
fen wird von der Abteilung Menschenrechtsbildung im Deutschen Institut für Menschen-
rechte organisiert.  
 
Z9.2 Aktivitäten zum Gedenken an das 70-jährige Jubiläum der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte  

Schwerpunktthema der Aktivitäten der Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte zur 
Bewusstseinsbildung war in diesem Berichtsjahr das 70-jährige Jubiläum der Verabschie-
dung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Dieses Thema stand nicht nur im 
Mittelpunkt des 2. LVR-Dialogs Inklusion und Menschenrechte am 6. Dezember 2018, 
sondern wurde auch in verschiedenen anderen Formaten aufgegriffen (z.B. Weihnachts-
brief der LVR-Direktorin an die Beschäftigten, Artikel im LVR-Magazin Rheinland weit, 
universelles Logo für Menschenrechte in der LVR-Fotobox). 
  
Zur Inspiration und Vernetzung nahm die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte am 
19. und 20. April 2018 am Paritätischen Verbandstag zur Jahreskampagne "Mensch, Du 
hast Recht!" teil.  
 
Z9.3 Mitarbeit im Inklusionsbeirat und in den Fachbeiräten auf Landesebene 

Der LVR bringt sich aktiv in die Arbeit des Inklusionsbeirates und der Fachbeiräte auf 
Landesebene ein. 
 
Der Inklusionsbeirat des Landes besteht aus Vertreterinnen und Vertretern von zahlrei-
chen Organisationen und Verbänden für Menschen mit Behinderungen. Unterstützt wer-
den sie von beratenden Expertinnen und Experten. Ständiges Mitglied ist zudem die Be-
auftragte der Landesregierung für die Belange der Menschen mit Behinderung sowie für 
Patientinnen und Patienten. Der Inklusionsbeirat arbeitet gemeinsam mit der Landesre-
gierung an einer nachhaltigen und konsequenten Umsetzung des Aktionsplans „Eine Ge-
sellschaft für alle – NRW inklusiv“. 
 
Unterstützt wird der Inklusionsbeirat durch die Arbeit von sechs Fachbeiräten. Diese sind 
bei den jeweils zuständigen Fachministerien angesiedelt.2 Der LVR ist mit folgenden Per-
sonen ständig in den Gremien vertreten (Stand Januar 2019):

                                          
2 https://www.mags.nrw/inklusionsbeirat-und-fachbeirate 
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Gremium LVR-Mitglied LVR-Vertretung 

Inklusionsbeirat 
LVR-Direktorin Ulrike Lubek Herr Bernd Woltmann 

  

Arbeit und  
Qualifizierung 

Herr Christoph Beyer Frau Annette Esser 

  

Barrierefreiheit,  
Zugänglichkeit 
und Wohnen 

 Frau Melanie Henkel Frau Barbara Kaulhausen 

  

 Herr Dr. Dieter Schartmann 

   

Gesundheit 
LVR-Dezernentin Martina  
Wenzel-Jankowski 

Herr Friedhelm Kitzig 

  

Kinder und  
Jugendliche 

LVR-Dezernent Lorenz Bahr Herr Dieter Göbel 

  

Partizipation 
Herr Bernd Woltmann Frau Beate Kubny 

  

Inklusive schulische 
Bildung 

LVR-Dezernentin Prof. Dr. Angela 
Faber 

Frau Dr. Alexandra Schwarz 

  

 
Die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte führt ein Monitoring der Aktivitäten des 
LVR in diesen Gremien durch. 

Z9.4 Diversity-Tag für die Auszubildenden des LVR 

Im Juni 2018 richteten die Stabsstelle Gleichstellung und Gender Mainstreaming, die Ab-
teilung Inhouse-Consulting, LVR-Strategiekonzepte sowie die Stabsstelle Inklusion und 
Menschenrechte erstmals zwei eintägige Diversity-Workshops für die Auszubildenden des 
LVR aus. Die Teilnehmenden konnten etwas über die Grundlagen der Gleichstellungs- 
und Antidiskriminierungsarbeit im LVR erfahren und sich aktiv mit Vorurteilen und Dis-
kriminierungen auseinandersetzen. Sie erhielten einen Einblick, wie sich der LVR insbe-
sondere für die Gleichstellung von Frauen, von Menschen mit Migrationshintergrund und 
von Menschen mit Behinderungen einsetzt. Der Diversity-Tag soll zukünftig einmal jähr-
lich durchgeführt werden. 
 
Bereits seit Ende 2017 haben neue Mitarbeitende des LVR die Möglichkeit, sich in ei-
nem Seminartag intensiv mit zentralen Leitzielen des LVR auseinanderzusetzen und so 
ihren neuen Arbeitgeber besser kennenzulernen (vgl. Maßnahmen Z9.2 im Jahresbericht 
„Gemeinsam in Vielfalt“). Die Seminare werden inzwischen vier bis fünf Mal pro Jahr 
durchgeführt und finden guten Zuspruch. 2019 können auch Mitarbeitende, die bereits 
länger beim LVR sind, ein zusätzlich angebotenes Seminar mit dem gleichen Schwer-
punkt besuchen. 
 
Z9.5 Erarbeitung eines Diversity-Konzeptes für den LVR 

Mit seinem Beitritt zur Charta der Vielfalt im Juni 2016 hat sich der LVR ausdrücklich zum 
Ziel gesetzt, eine Organisationskultur zu pflegen, die von gegenseitigem Respekt geprägt 
ist. Jede und jeder Einzelne soll Wertschätzung erfahren – also alle LVR-Mitarbeitende 
ebenso wie alle Menschen in Rheinland, mit denen der LVR in Kontakt steht. 
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Nach Beratung im Verwaltungsvorstand wurden die Stabsstelle Gleichstellung und Gen-
der Mainstreaming, die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte sowie die Abteilung 
Inhouse-Consulting, LVR-Strategiekonzepte 2018 von der LVR-Direktorin damit beauf-
tragt, gemeinsam einen Entwurf für ein Diversity-Konzept für den LVR zu erarbeiten. 
 
Im Rahmen des Diversity-Konzeptes sollen nach gegenwärtigen Planungen Diversity-
Zielrichtungen mit ersten Maßnahmen erarbeitet werden („Was will der LVR erreichen 
und was müssen wir dafür tun?). Das Konzept soll innerhalb eines Jahres erarbeitet wer-
den. Es soll die Grundlage für die weitere nachhaltige, strategische Befassung mit dem 
Thema Diversity und Anti-Diskriminierung bilden. 
 
Die monatlich tagende Arbeitsgruppe wird durch eine dezernatsübergreifende Begleit-
gruppe unterstützt, deren Mitglieder als „Fenster in ihre Bereiche“ fungieren. Im Novem-
ber 2018 fand eine erste Sitzung statt. 
 
Z9.6 Ausstellung „Bürowelten“ 

 
Am Diversity-Tag am 5. Juni 2018 wurde im LVR-Landeshaus die Ausstellung „Bürowel-
ten“ eröffnet. Sie soll das Thema Vielfalt noch stärker ins öffentliche Bewusstsein rücken. 
 
27 Ausstellungstafeln gaben detailreiche Einblicke in unterschiedliche Räume. Zugleich 
boten die Porträts auch einen Eindruck von den vielfältigen Aufgaben und Berufsbildern 
beim LVR. So blickte die Ausstellung beispielsweise in den Therapieraum einer Förder-
schule, in eine Hausmeister-Pforte, das Vorzimmer eines Landesrats oder in den Perso-
nalraum einer Klinik. Großformatige Porträts rückten die Menschen, die dort arbeiten, in 
den Mittelpunkt. Nach der Eröffnung im LVR-Landeshaus war die Ausstellung an weiteren 
Orten im LVR zu sehen. 
  
Z9.7 Kampagne „Inklusion erleben“: Show und Mobil der Begegnung 

Als größter Leistungsträger für Menschen mit Behinderungen in Deutschland hat der LVR 
2018 seine neue Kampagne „Inklusion erleben“ gestartet. Er will damit ein Zeichen set-
zen für das selbstverständliche Miteinander von Menschen mit und ohne Behinderungen.  

Die Kampagne besteht aus verschiedenen Formaten: Bis zum Herbst 2018 war auf ver-
schiedenen Veranstaltungsbühnen im Rheinland die „Show der Begegnung“ zu sehen. 
Die eigens für den LVR produzierte, zwölf-minütige Show, präsentiert von elf professio-
nellen Künstlerinnen und Künstlern mit und ohne Behinderungen, feierte am 30. Juni im 
LVR-Industriemuseum in Oberhausen im Rahmen des Ruhrgebiet-Kulturfests „Extra-
schicht“ Premiere. 

Parallel hierzu schickte der LVR das „Mobil der Begegnung“ auf die Reise durch das 
Rheinland: eine mobile und auch für Menschen im Rollstuhl zugängliche Aktionsfläche mit 
Bühne in Form eines ausklappbaren Anhängers. Präsentiert wurden Mitmachangebote wie 
beispielsweise Virtual-Reality-Anwendungen, also computergenerierte Darstellungen ei-
ner virtuellen Welt, mit deren Hilfe sich Menschen in verschiedene Arten von Beeinträch-
tigungen hineinversetzen. So können sie die Situation von Menschen mit Behinderungen 
– die an der Entwicklung dieser Angebote mitgewirkt haben – besser verstehen. 
 
Im Rahmen der LVR-Kampagne „Inklusion erleben“ hat der Fachbereich Kommunikation 
verschiedene Kommunikationsmittel (Karten, Flyer, Film) in Leichter Sprache entwi-
ckelt, die im Rahmen der Aktionen – auch als Bewusstseinsbildung – genutzt werden. 
 
Eine umfassende Beschreibung aller Aktionen sowie laufend aktualisierte Termine finden 
Sie im Internet, auf der neu gestarteten Homepage:  
 

 Mehr erfahren: www.inklusion-erleben.lvr.de 
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Z9.8 Tour der Begegnung 

Im Berichtsjahr 2018 hat erneut die Tour der Begegnung stattgefunden. Auch sie ist nun 
Teil der Kampagne „Inklusion erleben“. Mit dieser rheinlandweiten Veranstaltungsreihe 
fördert der LVR die Begegnung von Schülerinnen und Schülern mit und ohne Behinde-
rungen. Rund 4.000 Kinder und Jugendliche aus 23 LVR-Schulen und 32 allgemeine 
Schulen feierten die „Tour der Begegnung“ 2018 auf 15 verschiedenen Tourfesten. Das 
Startfest fand im Landtag NRW in Düsseldorf statt. Prominentester Gast der „Tour der 
Begegnung“ war dort Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier. 
 

 Mehr erfahren: www.inklusion-erleben.lvr.de 
 
Z9.9 Karneval für alle 

Mit der Initiative „Karneval für alle" setzt sich der LVR in Zusammenarbeit mit verschie-
denen Karnevalsgesellschaften in Köln und im Rheinland seit einigen Jahren dafür ein, 
dass Veranstaltungen in der fünften Jahreszeit für Menschen mit Behinderungen zugäng-
lich gemacht werden. 
 
Erstmals wurden 2018 auch spezielle Angebote für blinde und sehbehinderte Menschen 
erprobt. Der LVR finanzierte am 11. Februar eine Live-Beschreibung des Schull- un Vee-
delszöch am Karnevalssonntag. Auch beim Veilchendienstagszug am 13. Februar in Mön-
chengladbach konnten blinde und sehbehinderte Menschen das Zuggeschehen mithilfe 
einer Audiodeskription live verfolgen. 

 
 Mehr erfahren: www.inklusion-erleben.lvr.de 

 
Z9.10 Filmpremiere „Therapie für Gangster“ 

Im LVR-Landeshaus wurde am 12. September 2018 vor rund 90 Mitarbeitenden der 
Zentralverwaltung und der LVR-Klinik Köln sowie Mitglieder der politischen Vertretung 
der Kino-Dokumentarfilm „Therapie für Gangster“ gezeigt.  
 
Die Zuschauer erhielten Einblick in eine Welt, die den meisten Menschen verschlossen 
bleibt: Die der forensischen Psychiatrie, in der suchtkranke Straftäter gegen ihre Abhän-
gigkeit und für die baldige Lockerung und Entlassung kämpfen – mit dem Ziel, nach der 
Zeit im Maßregelvollzug ein straffreies Leben zu führen. 
 
Wie lange und hart dieser Weg zurück in die Gesellschaft sein kann, wurde auch durch 
das anschließende Filmgespräch deutlich. Zwei Patienten der LVR-Klinik Langenfeld be-
richteten eindrücklich und bewegend von ihrer Abhängigkeit und ihrer kriminellen Ver-
gangenheit, die sie in den Maßregelvollzug brachte – aber auch von den ersten Erfolgser-
lebnissen sowie ihren Wünschen und Hoffnungen.  
 
Viele Fragen hatte das Publikum auch an Sandra Manegold (leitende Oberärztin der fo-
rensischen Psychiatrie) und Jochen Leidel (Oberarzt für Suchterkrankungen) von der 
LVR-Klinik Köln. Sie klärten nicht nur über Suchterkrankungen auf, sondern boten auch 
einen Einblick in die Therapie von suchtkranken (forensischen) Patientinnen und Patien-
ten. 
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Z9.11 Resolution „2030-Agenda für Nachhaltige Entwicklung: Nachhaltigkeit auf 
kommunaler Ebene gestalten“ 

 
Der LVR hat 2018 die Resolution „2030-Agenda für Nachhaltige Entwicklung: Nachhaltig-
keit auf kommunaler Ebene gestalten“ unterzeichnet (vgl. Vorlage-Nr. 14/3049) und sich 
zu einem nachhaltigen Vorgehen verpflichtet. 
 
Die 2030-Agenda der Vereinten Nationen knüpft an die bis 2015 gesetzten Millenniums-
ziele der Vereinten Nationen und die Agenda21 an. Kernstück der 2030-Agenda sind die 
17 globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs = Sustainable Development Goals). Bei diesen 17 
Zielen geht es darum, für gemeinsame Anliegen und öffentliche Güter auch gemeinsame 
Sorge zu übernehmen – wie etwa für das Klima, die biologische Vielfalt, das Wasser und 
den Boden. Eine faire Gestaltung des Welthandelssystems, soziale Gerechtigkeit und 
Friedenssicherung werden als Aufgabe aller festgeschrieben. 
 
Die Nachhaltigkeitsziele weisen starke Überschneidungen zu den Allgemeinen Menschen-
rechten auf: Unter den 17 Zielen findet sich u.a. der Auftrag, ein inklusives, gerechtes 
und hochwertiges Bildungssystem sicherzustellen (Ziel 4), Gleichberechtigung der Ge-
schlechter zu erreichen (Ziel 5) oder friedliche und integrative Gesellschaften zu fördern 
(Ziel 16). Zugleich wird seit einigen Jahren auf Ebene der Vereinten Nationen diskutiert, 
das Recht auf saubere Umwelt und eine gerechte Verteilung der Naturschätze völker-
rechtlich auch als kollektive Rechte der Völker in der sogenannten „3. Generation der 
Menschenrechte“ zu verbriefen. 
 
Z9.12 Konzeption zur Unterstützung von Psychiatrischen Kliniken und Einrich-

tungen für Menschen mit Behinderungen im (ost-)europäischen Raum 
 
Der LVR hat 2018 eine Konzeption zur Unterstützung von Psychiatrischen Kliniken und 
Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen im (ost-)europäischen Raum beschlossen 
(vgl. Vorlage-Nr. 14/3006).  

Der Auftrag an die LVR-Verwaltung, weitere „unterstützende“ Partnerschaften in (Mittel-
/Ost-)Europa zu sondieren, fußt auf der Erkenntnis, dass nach wie vor Hilfe-, Gesund-
heits- und Betreuungsstandards besonders in osteuropäischen Regionen aufgrund der 
herrschenden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse gravierende Defizite 
aufweisen. Insofern erscheinz Hilfe (auch) durch den LVR (nach wie vor) notwendig, um 
die Lebensbedingungen benachteiligter Menschen zu verbessern. Der LVR leitet dabei aus 
seiner Geschichte und kritischen Rolle während der NS-Diktatur (vgl. Maßnahme Z9.13) 
eine gesellschaftspolitische Verantwortung deutlich über das eigene Verbandsgebiet hin-
aus in den (mittel-/ost-)europäischen Raum ab. 
 
Ein erster wichtiger Schritt zur Umsetzung der Konzeption stellte die Übernahme der 
zeitweise vakanten Geschäftsführung des „Vereins zur Förderung von Einrichtungen für 
Behinderte im Ausland e.V.“ durch die LVR-Stabsstelle Übergreifende finanz- und kom-
munalwirtschaftliche Projekte und Aufgaben, Europaangelegenheiten dar. Der Verein war 
im Jahr 2000 anlässlich einer ARD-Weltspiegel-Reportage über die erschütternden Zu-
stände in einer Behinderteneinrichtung in der südostbulgarischen Gemeinde Malko Schar-
kovo aus den Reihen der politischen Vertretung und der Verwaltung des LVR heraus ge-
gründet worden. Seitdem fördert er bauliche Maßnahmen, aber auch ehrenamtliche 
Schulungen des Pflege- und Therapiepersonals von ausländischen Einrichtungen, u. a. 
durch (teils ehemalige) Mitarbeitende des LVR-Berufskollegs Düsseldorf. Diese Vereins-
kontakte nach Bulgarien wurden im Februar/März 2018 durch weitere hauptamtliche Mit-
arbeitende des Berufskollegs aufgegriffen, um sie im Rahmen eines über EU-Erasmus+-
geförderten Austausches vor Ort in Bulgarien auch für die Zielgruppe der Berufskol-
legstudierenden künftig stärker nutzbar zu machen. 
 
Neben Zielrichtung 9 des Aktionsplans zur Umsetzung der BRK ist die Konzeptionsumset-
zung insbesondere in Verbindung mit Artikel 32 BRK (Internationale Zusammenarbeit) zu 
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sehen. Gleichzeitig wird dadurch auch der Umsetzung der unter Z9.12 genannten Resolu-
tion Rechnung getragen, insbesondere dem dortigen Ziel 17 (Umsetzungsmittel und glo-
bale Partnerschaft stärken). 
 
Z9.13 Aufarbeitung der eigenen Geschichte 
 
Der LVR setzt sich seit vielen Jahren sehr intensiv und offen mit seiner eigenen Geschich-
te auseinander. Im Berichtsjahr 2018 wurden zwei weitere wichtige Studien der Öffent-
lichkeit vorgestellt: 
 
Unter dem Titel „Gestörte Kindheiten“ veröffentlichte der LVR eine Studie über die Le-
bensverhältnisse von Kindern und Jugendlichen in der Psychiatrie und Behindertenhilfe 
von 1945-1975. Silke Fehlemann und Frank Sparing vom Institut für Geschichte der Me-
dizin der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf hatten die Studie im Auftrag des LVR 
durchgeführt. Untersucht wurden die Alltags- und Lebensverhältnisse der Kinder in psy-
chiatrischen Einrichtungen sowie die Entstehung der Kinder- und Jugendpsychiatrie. 
 
Zudem ist 2018 ein dreibändiges Werk unter dem Titel „Anstaltswelten. Psychiatri-
sche Krankenhäuser und Gehörlosenschulen des Landschaftsverbandes Rhein-
land nach 1945“ erschienen. Die Studie untersucht die Geschichte von Menschen mit 
Behinderungen und psychischen Erkrankungen, die seit Ende des Zweiten Weltkrieges bis 
in die Zeit der reformerischen Umbrüche in den 1970er Jahren zeitweilig in Einrichtungen 
des LVR lebten. 
 
Durchgeführt haben die Studie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Instituts für 
die Geschichte der Medizin an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf im Auftrag des 
LVR. Im Mittelpunkt der Untersuchungen standen die Kliniken sowie die Förderschulen, 
exemplarisch die „Gehörlosenschulen“. Bisher wurde die Geschichte der Psychiatrie wie 
auch des Hilfs- und Sonderschulwesens für die alte Bundesrepublik als historiografisches 
Forschungs- und Aufarbeitungsfeld kaum in den Blick genommen. Daher besitzt das vom 
LVR finanzierte Forschungsprojekt Pilotcharakter.  
 
Alle erwähnten Publikationen sind in der Reihe „Rheinprovinz“ erschienen, die vom LVR-
Archivberatungs- und Fortbildungszentrum (Archiv des LVR) herausgegeben wird. Sie 
haben eine positive Resonanz in Forschung und Presse erfahren. 
 
Z9.14 Eröffnung der Gedenkstätte in Waldniel-Hostert 
 
Im Mai 2018 wurde die architektonisch-künstlerische Erweiterung der Gedenkstätte in 
Waldniel-Hostert eingeweiht (vgl. Maßnahme Z9.8. im Jahresbericht „Gemeinsam in Viel-
falt 2017“). Über 250 Gäste kamen auf dem ehemaligen Friedhof der einstigen Außen-
stelle der Provinzial Heil- und Pflegeanstalt Süchteln-Johannistal zusammen, um an dem 
neu gestalteten Ort der über 500 Menschen zu gedenken, die hier starben – darunter 99 
Kinder, viele nachweislich als Opfer der NS-„Euthanasie“. 
 
Bei der Erweiterung der Gedenkstätte stand für die beauftragte Künstlerin Katharina 
Struber und den Architekten Klaus Gruber stets die Beteiligung vieler Menschen im Mit-
telpunkt. Über 500 Frauen und Männer habe eine Patenschaft übernommen, indem sie je 
ein Namensschild für einen getöteten Menschen schrieben. Auch junge Menschen brach-
ten sich ein und engagierten sich als Patinnen und Paten. Darüber hinaus fertigten Schü-
lerinnen und Schüler der Europaschule Schwalmtal und des Berufskollegs des Kreises 
Viersen gemeinsam mit Künstlerinnen und Künstlern des Kunsthauses Kannen große, 
bunte Kugeln aus Aluminium, die auf dem Gelände Erinnerungen an Knetkugeln und 
Spielzeug und damit an die getöteten Kinder wach werden lassen. 
 
Die Gedenkstätte kann von Interessierten besucht werden, der Eintritt ist frei.  
 

 Mehr erfahren: www.gedenkstätte-waldniel.de 
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Z9.15 Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus 
 
Der LVR richtet seit 1999 um den 27. Januar eine zentrale Gedenkveranstaltungen für die 
Opfer des Nationalsozialismus im Horion-Haus in Köln-Deutz aus. 2018 wurde die Veran-
staltung gestaltet von Frau Irene Franken und Herrn Marcus Velke mit einem Vortrag zu 
„Schwere Zeiten für lila Liebe. Lesben und Schwule im Rheinland im Nationalsozialismus“. 
 
Z9.16 Modellprojekt Ausbildung von Bildungsfachkräften  
 
Im Berichtsjahr 2018 wurde ein besonderes Projekt der Bewusstseinsbildung in den terti-
ären Bildungsinstitutionen im Rheinland auf den Weg gebracht. Angelehnt an ein ent-
sprechendes Projekt des Instituts für Inklusive Bildung in Schleswig-Holstein sollen zu-
künftig auch im Rheinland Bildungsfachkräfte ausgebildet werden. 
 
Das Projekt wendet sich an eine besonders vom tertiären Bildungssystem ausgeschlosse-
ne Zielgruppe: Menschen mit sogenannten geistigen Behinderungen, die bislang im Ar-
beitsbereich einer WfbM tätig sind. Während der dreijährigen Modelllaufzeit werden die 
ausgewählten Personen im Rahmen eines sogenannten betriebsintegrierten Arbeitsplat-
zes eingesetzt und qualifiziert. Im Anschluss daran werden die Bildungsfachkräfte einen 
regulären sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplatz im Inklusionsbetrieb „Institut für 
Inklusive Bildung Nordrhein-Westfalen gemeinnützige GmbH“ erhalten. Sie sollen an den 
Hochschulen im Rheinland in der Lehre eingesetzt werden. 
 
Zur Umsetzung Konzeptes im Rheinland wurde das Institut für Inklusive Bildung Nord-
rhein-Westfalen als gemeinnützige GmbH gegründet – alleiniger Gesellschafter ist das 
ebenfalls als gemeinnützige GmbH anerkannte Institut für Inklusive Bildung in Schleswig-
Holstein. Das Institut für Inklusive Bildung Nordrhein-Westfalen wird eine selbständige 
wissenschaftliche Einrichtung, die der Technischen Hochschule Köln (TH Köln) angeglie-
dert ist. Das Modellprojekt wird mit Mittel der Ausgleichsabgabe vom LVR-
Integrationsamt unterstützt (vgl. Vorlage-Nr. 14/2707). 
 
Z9.17 Informations- und Bildungsangebot des LVR-Inklusionsamtes 

Menschenrechtsbildung ist impliziter Bestandteil des Informations- und Bildungsangebo-
tes, insbesondere des Kursprogramms des LVR-Inklusionsamtes. Das Kursangebot des 
LVR-Inklusionsamtes erreichte auch im Jahr 2018 insbesondere Schwerbehindertenver-
tretungen sowie die Personal- und Betriebsräte im Rheinland und die Inklusionsbeauf-
tragten der Arbeitgeber.  
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ZIELRICHTUNG 10 
Das Kindeswohl und Kinderrechte im LVR als inklusiven Mainstreaming-
Ansatz schützen 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Die UN-Behindertenrechtskonvention sowie die seit 25 Jahren in Deutschland geltende 
Kinderrechtskonvention heben das besondere Schutzbedürfnis von Kindern und Jugendli-
chen hervor. Daher hat sich der LVR mit Zielrichtung 10 das Ziel gesetzt, dass die beson-
deren Belange, die Rechte und das Wohl von Heranwachsenden mit und ohne Behinde-
rungen bei allen Aktivitäten des LVR in besonderer Weise mitgedacht und beachtet wer-
den. Diese Zielrichtung geht also über den Geschäftsbereich des Dezernates Kinder, Ju-
gend und Familie sowie des LVR als Schulträger hinaus, sondern betrifft alle Handlungs-
felder. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Überblick: 
 
Z10.1 Rheinland-Kita-Studie 
Z10.2 Fachtagung „Gemeinsam Lernen in Vielfalt - Prävention sexualisierter Gewalt ge-

gen Kinder und Jugendliche mit Behinderung“ 
 
Z10.1 Rheinland-Kita-Studie 

2016 hat der LVR ein neues Forschungsvorhaben auf den Weg gebracht, das sich syste-
matisch mit der Inklusion von Kindern mit Behinderungen im Bereich der frühkindlichen 
Bildung auseinandersetzt (vgl. Maßnahme Z10.2 im Jahresbericht „Gemeinsam in Vielfalt 
2017“). Ziel der Untersuchung ist es, Herausforderungen und Gelingensbedingungen der 
Inklusion in rheinischen Kitas zu ermitteln. Das bundesweit größte Forschungsprojekt 
seiner Art nimmt die Themenkomplexe Einrichtungen, Kinder, Team und Leitungen in den 
Fokus. Es gewährt Einblicke in die inklusive Arbeit der Kitas im Rheinland. Mit der Studie 
will der LVR außerdem herausfinden, wie Einrichtungen die LVR-Kindpauschale verwen-
den. Seit 2014 unterstützt der Kommunalverband Kitas im Rheinland mit jährlich 5.000 
Euro pro Kind mit Behinderung.  
 
Im November 2018 wurden den Mitgliedern des LVR-Landesjugendhilfeausschusses nun 
erste Zwischenergebnisse der Rheinland-Kita-Studie vorgestellt. Der Abschlussbericht der 
Untersuchung soll Mitte 2019 vorliegen. 
 
Z10.2 Fachtagung „Gemeinsam Lernen in Vielfalt - Prävention sexualisierter 

Gewalt gegen Kinder und Jugendliche mit Behinderung“ 

Am 30. November 2018 hat das Dezernat Schulen, Inklusionsamt und Soziale Entschädi-
gung die Fachtagung „Prävention sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche mit 
Behinderung“ ausgerichtet. Dabei wurde deutlich, dass insbesondere Kinder und Jugend-
liche mit einer Sinnesbehinderung zu einer Hochrisikogruppe gehören. Mädchen mit Be-
hinderung seien zudem insgesamt drei Mal häufiger von sexuellen Übergriffen betroffen 
als Jungen. 
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ZIELRICHTUNG 11 
Die Geschlechtergerechtigkeit im LVR als inklusiven Mainstreaming-
Ansatz weiterentwickeln 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Die BRK sowie die UN-Frauenrechtskonvention weisen auf das besondere Diskriminie-
rungsrisiko von Frauen und Mädchen hin. Mit Zielrichtung 11 hat sich der LVR daher zur 
Aufgabe gemacht, bei allen Aktivitäten und in allen Handlungsfeldern die Zielrichtung der 
Geschlechtergerechtigkeit systematisch zu beachten. 
 
Diese Zielrichtung knüpft an den 2017 von der LVR-Stabsstelle Gleichstellung und Gender 
Mainstreaming veröffentlichten „Gleichstellungsplan 2020“ an.  
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Überblick: 
 
Z11.1 Kooperationsprojekt frauen.stärken.frauen 
Z11.2 Fachtagung „Raus aus der Schublade!“ 
Z11.3 Fachkräfte-Tagung zum Umgang mit Gewalt, Gewaltprävention, Deeskalation und 

Nachsorge 
Z11.4 Elternschaft von Menschen mit Behinderungen 
 
Z11.1 Kooperationsprojekt frauen.stärken.frauen  
 
Im September 2018 startete in den Räumlichkeiten des LVR in Köln-Deutz die Ausbildung 
für Frauen mit Lernschwierigkeiten zur Selbstbehauptungs- und Selbstverteidigungs-
Trainerin (WenDo). 13 Teilnehmerinnen mit Lernschwierigkeiten und 10 Tandem-
Partnerinnen ohne Lernschwierigkeiten lernten sich gegenseitig kennen und besprachen 
Wege und Möglichkeiten des Ausbildungsprojekts. Es wurden sowohl Selbstverteidigungs-
Techniken für gefährliche Situationen als auch Selbstbehauptungsmethoden wie Körper-
sprache und innere Entschlossenheit mit viel Engagement und Spaß trainiert. 
 
Das Ausbildungsprogramm umfasst einige mehrtägige Seminare über einen Zeitraum von 
2,5 Jahren. Es wird vom Zentrum für inklusive Bildung und Beratung (ZIBB e.V., Dort-
mund) in Kooperation mit dem LVR durchgeführt. Gefördert wird das Ausbildungspro-
gramm durch die Aktion Mensch. 

Z11.2 Fachtagung „Raus aus der Schublade!“ 

Am 2. Oktober 2018 veranstaltete der LVR-Klinikverbund eine Tagung unter dem Titel 
„Raus aus der Schublade! - Gender in Vielfalt“. Der Vormittag wurde durch zwei wissen-
schaftliche Vorträge eröffnet. Am Nachmittag luden verschiedene Workshops dazu ein, 
aus der eigenen Schublade auszusteigen und sich für die praktische Arbeit bei anderen 
Professionen Unterstützung zu holen.  
 
Z11.3 Fachkräfte-Tagung zum Umgang mit Gewalt, Gewaltprävention, Deeskala-

tion und Nachsorge 
 
Am 22. Januar 2018 veranstaltete das LVR-HPH-Netz West eine Fachkräfte-Tagung zum 
Umgang mit Gewalt, Gewaltprävention, Deeskalation und Nachsorge. Vorgestellt wurden 
verschiedene Instrumente und Verfahren, die die Gewaltprävention unterstützen. Hierzu 
gehörten zum Beispiel die ethische Fallberatung sowie der Dilemmata-Katalog (vgl. Maß-
nahme Z11.3 im Jahresbericht „Gemeinsam in Vielfalt 2018“). 
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Z11.4  Elternschaft von Menschen mit Behinderungen 

Der LVR begleitet ein Modellprojekt, das der Verein MOBILE – Selbstbestimmtes Leben 
Behinderter e.V. in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Planung und Evaluation der 
Universität Siegen, gefördert durch die Stiftung Wohlfahrtspflege, im Januar 2018 auf 
den Weg gebracht hat.  

Im Rahmen des Modellprojektes „Entwicklung von Leitlinien zu Qualitätsmerkmalen Be-
gleiteter Elternschaft in Nordrhein-Westfalen“ soll bis Ende 2020 erstmalig ein Rahmen-
konzept entwickelt werden, wie Eltern mit einer geistigen Behinderung bzw. Lernschwie-
rigkeiten mit ihren Kindern zusammenleben können, vor Ort bedarfsgerechte und quali-
tätsgesicherte Unterstützung erhalten und wie die beteiligten Leistungsträger die Eltern 
im gesamten Prozess der Begleiteten Elternschaft aktiv unterstützen können. Im Juli 
2018 fand ein dezernatsübergreifendes Fachgespräch im LVR hierzu statt. Das Dezernat 
Soziales ist zudem im Projektbeirat vertreten. 
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ZIELRICHTUNG 12 
Vorschriften und Verfahren im LVR systematisch untersuchen und an-
passen 
 
Worum geht es im Kern bei dieser Zielrichtung? 
 
Zielrichtung 12 verweist darauf, dass die Vorschriften und Verwaltungsverfahren des LVR 
mittelbare oder unmittelbare Auswirkungen für Menschen mit Behinderungen entfalten 
können. Der LVR muss daher sicherstellen, dass die Regelungen, Vorschriften und Wei-
sungen, die er aufgrund seiner Kompetenzzuweisung erlassen hat, mit den Vorgaben der 
BRK vereinbar sind, insbesondere mit Blick auf das Diskriminierungsverbot nach Artikel 
4, Absatz 1 BRK. 
 
Welche zentralen Maßnahmen und Aktivitäten wurden im LVR zur Erreichung 
dieser Zielrichtung ergriffen? 
 
Viele der bereits beschriebenen Aktivitäten zur Umsetzung der Zielrichtungen des LVR-
Aktionsplans betreffen letztlich Vorschriften und Verfahren des LVR. Diese Aktivitäten 
wurden in der Regel einer Zielrichtung zugeordnet, die ihre primäre inhaltliche Zielstel-
lung abbildet. Die hier ergänzend beschriebenen Aktivitäten konzentrieren sich auf die 
Anpassung von Vorschriften oder Verfahren und/oder die Verbesserung der empirischen 
Datenlage im engeren Sinne. 

 
Überblick: 
 
Z12.1 Auswertung der Abschließenden Bemerkungen des UN-Fachausschusses 
Z12.2 Verhandlungen zum Landesrahmenvertrag NRW 
Z12.3 Rahmenvereinbarung NRW 
Z12.4 Verhandlungen zur Landesrahmenvereinbarung Frühförderung 
Z12.5 Rahmenkonzept für ein regionales Beratungsangebot 
Z12.6 Bedarfsermittlungsinstrument für Kinder und Jugendliche 
Z12.7 Neue Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
Z12.8 Konzept für Qualitätsüberprüfungen 
Z12.9 Modellprojekte zur Erprobung des Bundesteilhabegesetzes 
Z12.10 Projekt zum Bundesteilhabegesetz im Dezernat Klinikverbund und Verbund Heil-

pädagogischer Hilfen 
 

Z12.1  Auswertung der Abschließenden Bemerkungen des UN-Fachausschusses 

Auf internationaler Ebene wird die Umsetzung der BRK durch einen Fachausschuss der 
Vereinten Nationen mit Sitz in Genf überwacht. Diesem Ausschuss ist regelmäßig ein 
sStaatenbericht über die erreichten Fortschritte bei der Umsetzung der BRK vorzulegen. 
Das Verfahren zum ersten Staatenbericht Deutschlands endete am 17. April 2015 mit der 
Veröffentlichung der Abschließenden Bemerkungen des UN-Fachausschusses. 
 
Die Stabsstelle Inklusion und Menschenrechte hat die Abschließenden Bemerkungen des 
UN-Fachausschusses systematisch ausgewertet und Follow-up Vorlagen erstellt. Im Be-
richtsjahr 2018 wurde die interne Follow-up Berichterstattung wie geplant abgeschlossen. 
Hier eine Übersicht aller erstellten Vorlagen: 
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Titel der Follow-up Vorlage Vorlage 
Nr. 

 

Beratung im  
Ausschuss  
für Inklusion und 
im Beirat für In-
klusion und Men-
schenrechte am 

Bewertung und weiteres Vorgehen des LVR zum 
Thema Gewaltschutz (Ziffer 36 der Abschließen-
den Bemerkungen des UN-Fachausschusses) 

14/1180 28.06.2016 

Bewertung und weiteres Vorgehen des LVR zum 
Thema Elternschaft von Menschen mit Behin-
derungen (Ziffer 44 b der Abschließenden Bemer-
kungen des UN-Fachausschusses) 

14/1181 28.06.2016 

Weiteres Vorgehen des LVR zum Thema Men-
schenrechtsbildung nach den Abschließenden 
Bemerkungen des UN-Fachausschusses im Sinne 
der Zielrichtung 9 des Aktionsplans  

14/1492 09.09.2016 

Besondere Belange geflüchteter Menschen mit 
Behinderungen 

14/1648 09.11.2016 

Weiteres Vorgehen des LVR zur Partizipation in 
öffentlichen Angelegenheiten nach den Ab-
schließenden Bemerkungen des UN-
Fachausschusses im Sinne der Zielrichtung 1 des 
LVR-Aktionsplans 

14/1822 03.02.2017 

Empfehlungen des UN-Fachausschusses für die 
Handlungsfelder Wohnen und Arbeit 

14/1987 12.05.2017 

Das Thema rechtliche Betreuung in den Abschlie-
ßenden Bemerkungen des UN-Fachausschusses aus 
Perspektive des LVR 

14/2102 20.09.2017 

(erneut am 
08.03.2018) 

Der neue Landespsychiatrieplan Nordrhein-
Westfalen, seine Bedeutung für den LVR sowie Be-
zugspunkte zur Staatenprüfung UN-
Behindertenrechtskonvention 

14/2174 20.09.2017 

(erneut am 
08.03.2018) 

Follow-up Staatenprüfung zur UN-
Behindertenrechtskonvention: Der Grundsatz der 
Geschlechtergerechtigkeit in den Abschließenden 
Bemerkungen des UN-Fachausschusses aus Per-
spektive des LVR 

14/2502 08.03.2018 

Follow-up Staatenprüfung zur UN-
Behindertenrechtskonvention: Empfehlungen des 
UN-Fachausschusses für das Handlungsfeld Bil-
dung und Erziehung und den Grundsatz des 
Kindeswohls aus der Perspektive des LVR 

14/2453 26.04.2018 

Abschluss der internen Follow-up Berichter-
stattung zur ersten Staatenprüfung Deutschlands 
zur UN-Behindertenrechtskonvention 

14/2688 05.07.2018 
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Nun steht die zweite Staatenprüfung Deutschlands an. Hierzu hat der UN-Fachausschuss 
kürzlich eine Fragenliste (list of issues) veröffentlicht. Der LVR wird die aufgeworfenen 
Themen, die Berührungspunkte zum LVR haben, erneut systematisch bearbeiten. 
 
Hintergrund: „Großbaustelle Bundesteilhabegesetz“ 
 
Der nordrhein-westfälische Landtag hat am 11. Juli 2018 das Ausführungsgesetz zum 
Bundesteilhabegesetz verabschiedet. Damit werden zukünftig alle Fachleistungen für er-
wachsene Menschen mit Behinderungen bei den Landschaftsverbänden angesiedelt. Zu-
dem übernehmen die Landschaftsverbände ab 2020 die Zuständigkeit für die Unterstüt-
zungsangebote für Kinder mit Behinderungen in Kindertagesstätten, Kindertagespflege 
und Frühförderung. 
 
Das Ausführungsgesetz ist rückwirkend zum 1. Januar 2018 in Kraft getreten. Die Über-
tragung der neuen Zuständigkeiten erfolgt jedoch erst zum 1. Januar 2020.  
 
Das Bundesteilhabegesetz betrifft den LVR in nahezu allen Bereichen, sowohl in seiner 
Rolle als Leistungsträger (insb. Dezernate Soziales und Kinder, Jugend und Familie) als 
auch als Leistungserbringer (insb. Dezernat Klinikverbund und Verbund Heilpädagogi-
scher Hilfen). Daher das BTHG den LVR auch im Berichtsjahr 2018 intensiv beschäftigt. 
 
Im Folgenden werden ausgewählte Aktivitäten skizziert. 

Z12.2 Verhandlungen zum Landesrahmenvertrag NRW  

2018 wurden die Verhandlungen der beiden Landschaftsverbände mit den Spitzenver-
bänden der Freien Wohlfahrtspflege und den kommunalen Spitzenverbänden für einen 
neuen Landesrahmenvertrag zur Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe be-
gonnen. Auch Verbände der Selbstvertretung der Menschen mit Behinderungen sind be-
ratend beteiligt. 

Z12.3 Rahmenvereinbarung NRW 

Ebenfalls 2018 aufgenommen wurden die Verhandlungen der Landschaftsverbände und 
der Kommunalen Spitzenverbände zu einer Rahmenvereinbarung NRW über die Leistun-
gen der Eingliederungshilfe und der Sozialhilfe. 

Z12.4 Verhandlungen zur Landesrahmenvereinbarung Frühförderung 

2018 starteten überdies die Verhandlungen der beiden Landschaftsverbände mit den 
Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege und den Krankenkassenverbänden für eine 
neue Landesrahmenvereinbarung zur Umsetzung der Verordnung zur Früherkennung und 
Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder.  

Z12.5 Rahmenkonzept für ein regionales Beratungsangebot 

Im Berichtsjahr 2018 hat der LVR ein Rahmenkonzept beschlossen, wie zukünftig ein 
regional verankertes Angebot der Beratung und Unterstützung (nach § 106 SGB IX n.F.) 
durch den LVR als Träger der Eingliederungshilfe aussehen soll. Dieses Rahmenkonzept 
sieht auch eine Weiterentwicklung der Kontakt-, Koordinierungs- und Beratungsstellen 
(KoKoBe) und die Berücksichtigung von Peer Counseling vor.  

Im Gesamtplan- bzw. Teilhabeplanverfahren nach dem BTHG übernehmen zukünftig ab 
2020 LVR-eigene Mitarbeitende die Bedarfsermittlung für Kinder und Jugendliche mit Be-
hinderungen. Für den Personenkreis der erwachsenen Menschen mit Behinderungen wird 
das bisherige Modell der kooperativen Bedarfsermittlung weiterentwickelt: Die Bedarfser-
hebung bei Erstanträgen soll mittelfristig und bei ausreichenden Personalressourcen 
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durch Mitarbeitende des LVR erfolgen. Die Bedarfserhebung bei Folgeanträgen wird wei-
terhin durch die Leistungsanbieter durchgeführt (vgl. Vorlage-Nr. 14/2893). 

Z12.6 Bedarfsermittlungsinstrument für Kinder und Jugendliche  

Nach der Entwicklung des BEI_NRW für Erwachsene (vgl. Maßnahme Z2.1 im Jahresbe-
richt „Gemeinsam in Vielfalt 2018“) wurde durch das Dezernat Kinder, Jugend und Fami-
lie in Kooperation mit dem Dezernat Soziales und in Abstimmung mit dem LWL inzwi-
schen auch ein Bedarfsermittlungsinstrument für Kinder und Jugendliche (BEI_NRW KiJu) 
erarbeitet. Das neu entwickelte Instrument ist in der Struktur dem Bedarfsermittlungs-
instrument BEI_NRW für Erwachsene nachempfunden, wurde aber auf die besonderen 
Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen angepasst (vgl. Vorlage-Nr. 14/2744).  

Z12.7 Neue Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 

Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben wurden ab dem 1. Januar 2018 um die An-
deren Leistungsanbieter (§ 60 SGB IX) sowie das Budget für Arbeit ergänzt, welches nun 
eine gesetzliche Leistung darstellt (§ 61 SGB IX) (vgl. Vorlage-Nr. 14/2913).  

Im Bereich der Werkstätten für behinderte Menschen wurden neue Verfahrensweisen 
erarbeitet, mit denen das bisherige Fachausschussverfahren zum 1. Januar 2019 durch 
das Teilhabeplanverfahren ersetzen wird.  

Z12.8 Konzept für Qualitätsüberprüfungen 

§ 128 SGB IX i.V.m. § 8 AG-BTHG schreibt den Landschaftsverbänden als Träger der 
Eingliederungshilfe vor, ab 2020 anlassbezogene und – neu – anlasslose Prüfungen vor-
zunehmen. Ziel ist die Sicherstellung der Qualität der vereinbarten Leistungen. Im Be-
richtsjahr 2018 wurden wesentliche Fragen, die sich aus dieser Gesetzesänderung erge-
ben, bearbeitet und in die Verhandlungen zum Landesrahmenvertrag eingebracht. Zudem 
wurde ein interner Konzeptentwurf erstellt, der sich mit der Umsetzung des Prüfauftrags 
befasst. Das Konzept wird weiterentwickelt. Eine wichtige Grundlage für das Konzept ist 
der noch nicht fertiggestellte Landesrahmenvertrag (vgl. Maßnahmen Z12.2), der Rege-
lungen zu Inhalten und Verfahren der Prüfungen enthalten wird.  

Neben dem Dezernat Soziales muss auch im Dezernat Kinder, Jugend und Familie ein 
Prüfgruppe aufgebaut werden. In Kooperation mit Dezernat Soziales wird aktuell ein 
Konzept zur Erarbeitung der Prüfkriterien entwickelt. 

Z12.9 Modellprojekte zur Erprobung des Bundesteilhabegesetzes 
 
Im Dezernat Soziales haben im Berichtsjahr 2018 zwei Modellprojekte im Rahmen der 
modellhaften Erprobung des BTHG begonnen:  
 

 Das erste Projekt, für das der LVR die Förderzusage des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales (BMAS) erhalten hat, ist ein gemeinsames Verbundprojekt mit 
dem LWL. Es trägt den Abkürzungsnamen „TexLL“ und betrifft folgende Rege-
lungsbereiche: Trennung der existenzsichernden Leistungen von den Fachleistun-
gen, Ausgestaltung der Assistenzleistungen (§ 78 SGB IX), Zumutbarkeit und An-
gemessenheit (§ 104 SGB IX), gemeinsame Leistungserbringung (§ 116 SGB IX). 
Ziel ist die Entwicklung eines einheitlichen Leistungs- und Finanzierungssystems 
unabhängig von der Wohnform (vgl. Vorlage-Nr. 14/2463). 

 Das zweite Modellprojekt „NePTun – Neue Grundlagen von Pflege und Teilhabe – 
Instrument zur Abgrenzung von Eingliederungshilfe- und Pflegeleistungen“ des 
LVR beschäftigt sich mit den Schnittstellen zwischen Eingliederungshilfe, Leistun-
gen der Pflegeversicherung und Hilfe zur Pflege und den damit zusammenhängen-
den Einkommens- und Vermögensanrechnungen (vgl. Vorlage-Nr. 14/2463). 
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Z12.10 Projekt zum Bundesteilhabegesetz im Dezernat Klinikverbund und 
Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

Zahlreiche Veränderungen bringt das BTHG auch für das Dezernat Klinikverbund und 
Verbund Heilpädagogischer Hilfen als Träger von Einrichtungen der Eingliederungshilfe. 
Hier wurde 2018 ein Projekt zur Umsetzung des BTHG eingerichtet. Das Projekt begleitet 
die verschiedenen, von den Veränderungen durch das BTHG betroffene Bereiche des De-
zernats sowie der dazugehörigen Einrichtungen.  
 
Das Berichtsjahr 2018 war von den Vorbereitungen zur Umsetzung der dritten Reform-
stufe zu Jahresbeginn 2020 sowie der umfassenden Information der Mitarbeitenden der 
LVR-HPH-Netze und der Abteilungen für Soziale Rehabilitation an den LVR-Kliniken ge-
prägt. Im Rahmen modellhafter Betrachtungen wurden die verschiedenen Auswirkungen 
der kommenden veränderten SGB IX-Gesetzgebung in den Blick genommen. Neben der 
Beschäftigung mit den wirtschaftlichen Konsequenzen der anstehenden Herauslösung der 
Existenzsicherung aus der Eingliederungshilfeleistung fand ebenso eine Auseinanderset-
zung mit den fachlich-inhaltlichen Konsequenzen durch die veränderte Definition der Ein-
gliederungshilfefachleistung statt.    
 
Durch die jährliche Fokustagung der LVR-HPH-Netze für alle Fach- und Führungskräfte, 
regelmäßige Vorträge in den Konferenzstrukturen der LVR-Einrichtungen und in der Pro-
jektstruktur organisierte Arbeitsgruppentreffen findet ein regelmäßiger Informations-
transfer ebenso wie ein intensiver Austausch über die Thematik statt.  
 
Im Rahmen der Verhandlungen zum Landesrahmenvertrag NRW (vgl. Maßnahmen 
Z12.2) vertreten Mitarbeitende des Dezernates die Interessen der öffentlichen Leistungs-
erbringer in der Ausgestaltung der Rahmenbedingung der zukünftigen Eingliederungshilfe 
in NRW.
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In Zahlen 
 
In diesem Bericht wurden für das Berichtsjahr 2018 insgesamt 63 Aktivitäten bzw. 
Maßnahmenbündel dokumentiert, die direkt oder indirekt einen Beitrag zu den Zielrich-
tungen des LVR-Aktionsplans darstellen.  
 
Der Bericht wirft gezielt Schlaglichter auf die Aktivitäten des LVR und stellt diese einer 
kritischen Würdigung durch Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft im Kontext der Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention bereit (Monitoring-Funktion). 
 
In der Gesamtschau fällt auf, dass – wie bereits in den Berichtsjahren zuvor – im LVR 
viele Aktivitäten unternommen wurden, die das in Zielrichtung 9 verankerte Anliegen der 
Menschenrechtsbildung verfolgen. 
 
Zudem fällt in diesem Berichtsjahr die erheblich größere Zahl der Aktivitäten im Bereich 
der Zielrichtung 12 auf („Vorschriften und Verfahren im LVR systematisch untersuchen 
und anpassen“). Der Grund hierfür liegt in den zahlreichen und tiefgreifenden Verände-
rungen innerhalb des LVR, die sich durch das neue Bundesteilhabegesetz ergeben. Das 
Bundesteilhabegesetz betrifft den LVR in nahezu allen Bereichen, sowohl in seiner Rolle 
als Leistungsträger als auch als Leistungserbringer. 
 

 
Zielrichtung 
 

Anzahl der 
Aktivitäten 
im 
Berichtsjahr 
2018 

Zum Vergleich 

Berichtsjahr 
2017 

Berichtsjahr 
2016 

Berichtsjahr  
2015 

 
Aktionsbereich 1: Selbstvertretung und Personenzentrierung 
 
ZIELRICHTUNG 1 7 7 8 6 
ZIELRICHTUNG 2 10 22 27 29 
ZIELRICHTUNG 3 1 1 3 2 
 
Aktionsbereich 2: Zugänglichkeit 
 
ZIELRICHTUNG 4 6 4 10 10 
ZIELRICHTUNG 5 2 2 4 6 
ZIELRICHTUNG 6 2 3 4 3 
ZIELRICHTUNG 7 1 1 2 3 
ZIELRICHTUNG 8 2 6 5 3 
 
Aktionsbereich 3: Menschenrechtsbildung 
 
ZIELRICHTUNG 9 17 11 17 12 
ZIELRICHTUNG 10 2 2 3 1 
ZIELRICHTUNG 11 4 4 3 3 
 
Aktionsbereich 4: Menschenrechtsschutz durch Verwaltungshandeln 
 
ZIELRICHTUNG 12 10 2 4 8 
 
Insgesamt 
 

 
64 65 90 86 
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Bericht Weltklimakonferenz Katowice 2018

Kenntnisnahme:

Der Bericht über die Weltklimakonferenz, die im Dezember 2018 in Katowice 
stattgefunden hat, wird gemäß Vorlage 14/3280 zur Kenntnis genommen. 

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein
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Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:
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Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten
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Zusammenfassung: 

 

Die jährlich stattfindende UN-Klimakonferenz ist die Versammlung der Vertragsstaaten 

(Conference of the Parties, COP) der UN-Klimarahmenkonvention (United Nations 

Framework Convention on Climate Change, UNFCCC). Über diese Weltklimakonferenzen 

wurde zuletzt mit Vorlage 14/1795 und 14/2433 berichtet.   

 

Im Jahr 2018 fand sie vom 2. bis 15. Dezember in Katowice (Polen) zum 24. Mal statt 

und trägt daher die Abkürzung COP24.  

 

Im Vorfeld der COP24 veröffentlichte der Weltklimarat im Oktober 2018 einen 

„Sonderbericht zur globalen Erwärmung von 1,5 °C“. Im Sonderbericht wurde u.a. 

bekanntgegeben, dass die weltweite Durchschnittstemperatur aktuell bereits etwa ein 

Grad über dem Niveau der vorindustriellen Zeit liegt. Die derzeit von den einzelnen 

Staaten bis 2030 verfolgten Klimaschutzziele führen voraussichtlich bis 2100 zu einer 

Erwärmung von 3 °C. 

 

An der 24. Klimakonferenz haben Delegierte aus 197 Vertragsstaaten der 

Klimarahmenkonvention teilgenommen.  

 

Hauptziel der Konferenz war es, ein Regelbuch zu verabschieden, das die Umsetzung des 

Pariser Klimaschutzabkommens ermöglicht. Dies ist der Staatengemeinschaft einstimmig 

gelungen, jedoch erst nach einer Verlängerung um einen weiteren Verhandlungstag und 

mit großen diplomatischen Anstrengungen. Das Regelbuch soll sicherstellen, dass die 

Pariser Klimaziele von allen Vertragsstaaten eingehalten werden. 

 

Die nächste UN-Klimakonferenz findet im Dezember 2019 oder Januar 2020 in Chile 

statt. 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/3280: 

 

I. Ausgangssituation 

 

a. UN-Klimakonferenzen 

 

Die jährlich stattfindende UN-Klimakonferenz ist die Versammlung der Vertragsstaaten 

(Conference of the Parties, COP) der UN-Klimarahmenkonvention (United Nations 

Framework Convention on Climate Change, UNFCCC).  

 

Die Klimarahmenkonvention ist das internationale, multilaterale Klimaschutzabkommen 

der Vereinten Nationen mit dem Ziel, eine gefährliche anthropogene (vom Menschen 

verursachte) Störung des Klimasystems zu verhindern. In diesem internationalen 

Übereinkommen haben sich alle Industrieländer zur Reduktion ihres Ausstoßes an 

Treibhausgasen verpflichtet.  

 

Diese Vertragsstaatenkonferenz ist das höchste Gremium der UNFCCC. 2018 tagte sie 

zum 24. Mal vom 2. bis 15. Dezember in Katowice (Polen) und trägt daher die Abkürzung 

COP24. Sie war die Folgekonferenz der COP23, die im November 2017 in Bonn unter 

Leitung des Inselstaates Fidschi stattgefunden hat und zu der die Verwaltung mit Vorlage 

14/2433 berichtete.  

 

b. Sonderbericht des Weltklimarats IPCC 

 

Der Weltklimarat IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) ist ein 

wissenschaftliches Gremium der Vereinten Nationen, dem weltweit ehrenamtlich 

agierende wissenschaftliche Personen, die Regierungen von 195 Ländern sowie 

Beobachtende von über 100 akkreditierten internationalen Organisationen angehören. 

Die wissenschaftlich Tätigen betreiben selbst keine Forschung, sondern analysieren und 

bewerten den aktuellen Stand der Klimaforschung und veröffentlichen regelmäßig 

Sachstandsberichte und Sonderberichte.  

 

Im Vorfeld der COP24 veröffentlichte der Weltklimarat im Oktober 2018 einen 

„Sonderbericht zur globalen Erwärmung von 1,5 °C“. Daran beteiligt waren 91 

Autor*innen aus 40 Ländern, rund 6.000 Veröffentlichungen wurden analysiert und die 

Ergebnisse zusammengetragen.  

 

Im Sonderbericht wurde u.a. bekanntgegeben, dass die weltweite 

Durchschnittstemperatur aktuell bereits etwa ein Grad (wahrscheinliche Bandbreite von 

0,8 °C bis 1,2 °C) über dem Niveau der vorindustriellen Zeit liegt. Sollte die globale 

Klimapolitik weiter wie bisher geführt werden, und demnach der Temperaturanstieg mit 

der aktuellen Geschwindigkeit zunehmen, wäre eine globale Erwärmung um 1,5 °C 

bereits im Jahr 2030 möglich. Die derzeit von den einzelnen Staaten bis 2030 verfolgten 

Klimaschutzziele führen voraussichtlich zu einer Erwärmung von 3 °C bis 2100.  

 

Das im Weltklimaabkommen von Paris in 2015 angestrebte Ziel, die Steigerung der 

Durchschnittstemperatur bis 2100 idealerweise um höchstens 1,5 °C, wäre nur 

erreichbar mit sofortigen, weitreichenden und technisch fortgeschrittenen Maßnahmen. 

Dazu gehören neben Emissionsreduzierungen auch die Entnahme von CO2 aus der 
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Atmosphäre mittels neuer Technologien (Carbon Dioxide Removal, CDR) sowie durch 

Aufforstung. Der Weltklimarat verkündete, dass dafür zudem deutlich höhere CO2-

Reduktionsziele und engere Zeitpläne eingehalten werden müssten, als die, die von den 

Staaten bisher vorgelegt worden sind. 

 

Diverse Erderwärmungsszenarien wurden im IPCC-Sonderbericht ausgewertet. Demnach 

gibt es klare Unterschiede für die Folgen globaler, mittlerer Meeresspiegelanstiege, für 

sensible Ökosysteme wie Korallenriffe und einem möglichen drastischen Artenverlust bei 

nur leichten Temperaturerhöhungen um 0,5 °C über dem gesetzten 1,5 °C-Ziel. Ebenso 

gäbe es eine deutliche Zunahme von klimabedingten Risiken für Gesundheit, 

Lebensmittel- und Wasserversorgung, Sicherheit sowie Wirtschaftswachstum. Eine 

Begrenzung des Temperaturanstiegs um 1,5 °C statt 2 °C verringert demnach diese 

Konsequenzen in erheblichem Maße.  

 

II. Sachstand 

 

a. Ergebnisse der COP24 

 

Delegierte aus 197 Vertragsstaaten der Klimarahmenkonvention haben an der COP24 in 

Katowice teilgenommen. Hauptziel der Konferenz war es, ein Regelbuch zu 

verabschieden, das die Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens ermöglicht. Dies 

ist der Staatengemeinschaft einstimmig gelungen, jedoch erst nach einer Verlängerung 

um einen weiteren Verhandlungstag und mit großen diplomatischen Anstrengungen, um 

die teilweise deutlichen Diskrepanzen zu überbrücken. Selbst im 144-seitigen Entwurf 

waren 185 Textstellen bis zur Einigung umstritten. Kritisch und somit bremsend zeigten 

sich neben den USA u.a. auch Russland, Saudi-Arabien, Brasilien und die Türkei.  

 

Das Regelbuch soll sicherstellen, dass die Pariser Klimaziele von allen Vertragsstaaten 

eingehalten werden. Um dies zu gewährleisten, werden verbindliche 

Transparenzstandards für alle Staaten (statt wie bisher nur für die Industrienationen) 

festgelegt: Alle müssen ihre Emissionen nach den gleichen internationalen Standards, die 

vom Weltklimarat vorgegeben werden, messen und angeben.  

 

Die Staaten müssen ihre nationalen Klimaschutzziele (Nationally Determined 

Contributions, NDC) konkretisieren: Sie müssen angeben, welche Klimagase in die Ziele 

einbezogen werden, die Emissionsquellen vollständig benennen sowie benennen, ob sie 

in ihre Berechnungen neben den Emissionen auch Senken (z.B. Wälder und Moore) 

einbeziehen und wie genau sie ihre NDCs erreichen wollen.  

 

Alle zwei Jahre müssen sie sowohl quantitativ als auch qualitativ über ihre Fortschritte 

berichten. Industriestaaten sollen zudem im gleichen Intervall über ihre Finanzierung für 

Klimaanpassung und Klimaschutz berichten. Entwicklungsländern wurde bei der 

Berichtspflicht finanzielle und zeitliche Unterstützung zugesagt.  

 

Eine erste Berichterstattung bezüglich der Maßnahmen, die getroffen werden, und deren 

Finanzierung, soll 2020 folgen. Ab 2023 soll im 5-Jahres-Turnus bilanziert werden, ob die 

Anstrengungen ausreichen, um die Erderwärmung zu begrenzen.  
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Die Berichterstattung wird durch ein Gremium technischer Fachkräfte überprüft. Ein 

Ausschuss aus zwölf Personen mit entsprechender Expertise unterstützt und kontrolliert 

die Umsetzung der NDCs und der Berichterstattungen der Länder. Sollte sich 

herausstellen, dass Klimaschutzziele nicht eingehalten werden können, identifiziert der 

Ausschuss Probleme und stellt gemeinsam mit dem betroffenen Staat Empfehlungen und 

einen Aktionsplan auf. Auch finanzielle Unterstützung und der Austausch von 

technischem Know-How kann mit anderen Gremien initiiert werden. Sollte es einzelnen 

Staaten aus anderen, grundlegenden Problemen nicht gelingen, ihre NDC zu erreichen, 

wird der Vertragsstaatenkonferenz berichtet.  

 

Laut Regelbuch sollen bis 2024 die Regeln für Entwicklungs-, Schwellen- und 

Industrieländer angeglichen werden, sodass eine bessere Vergleichbarkeit im Klimaschutz 

stattfinden kann.  

 

b. Klimafinanzierung  

 

2010 wurde der Green Climate Fund (Grüner Klimafonds) der UNFCC gegründet, das 

zentrale Instrument für die internationale Klimafinanzierung: Es finanziert Projekte zur 

Minderung von Treibhausgasemissionen in Entwicklungs- und Schwellenländern und 

Klimaanpassungsmaßnahmen in vom Klimawandel betroffenen Ländern. 2018 standen 

dem Fonds lediglich rund 10 Mrd. US-Dollar zur Verfügung. Bereits auf der Kopenhagener 

Klimakonferenz in 2009 legten die Industrienationen als Hauptmittelgebende fest, für den 

Kampf gegen den Klimawandel bis 2020 jährlich 100 Mrd. US-Dollar bereitzustellen, doch 

hinsichtlich eines Fahrplans, wie diese Erhöhung der Mittel erfolgen sollte, konnte erst 

2016 eine Einigung erzielt werden.  

 

Der Fonds konnte bereits vor der Klimakonferenz keine weiteren Projektförderungen 

mehr übernehmen, da die Mittel ausgeschöpft waren. Mehrere Staaten haben, vermutlich 

auch aufgrund des IPCC-Sonderberichts, im Vorfeld der COP 24 ihre Beiträge für den 

Fonds erhöht, Deutschland hat ihn als einer der größten Mittelgeber verdoppelt. Damit 

möchte die Bundesregierung ein Zeichen setzen, und hofft, andere Länder schließen sich 

dem an. Bis 2020 soll der Beitrag Deutschlands weiter deutlich erhöht werden.  

 

III. Weitere Vorgehensweise 

 

a. Konsequenzen für Deutschland 

 

Die Berichterstattung Deutschlands zu den Zielen und Maßnahmen entspricht bereits den 

Transparenzstandards des Pariser Abkommens und den Regeln des Kyoto-Protokolls. 

Auch in der Berichterstattung zur Klimafinanzierung hat Deutschland bereits Vorarbeit 

geleistet und als eines der ersten Länder konkrete Summen und Finanzierungsquellen 

genannt.  

 

Dennoch wird Deutschland seine Klimaziele für das Jahr 2020 verfehlen: statt den 

angestrebten 40 % wird lediglich eine Reduzierung der CO2-Emissionen um 32 % 

(gegenüber 1990) erreicht werden. Wenn die Klimaschutzziele verfehlt werden, muss der 

Bund nach EU-Recht überschüssige Emissionszertifikate anderer EU-Staaten kaufen. Laut 

einer Studie des Kölner New Climate Institutes könnte dies Kosten in Höhe von bis zu 26 

Mrd. Euro (innerhalb eines Zeitraums von rund 10 Jahren) bedeuten.  
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b. COP25  

 

Nachdem Brasilien sein Angebot, die Folgekonferenz COP25 als Gastgeberland 

auszurichten, zurückgezogen hat, findet der nächste Gipfel nun in Chile statt. Das Land 

hat sich zum Ende der COP24 als Gastgeber bereit erklärt und lädt zur COP25 im 

Dezember 2019 oder Januar 2020 ein.  

 

c. Relevanz für den LVR 

 

Der Landschaftsverband Rheinland unterstützt die Minderungsziele von klimaschädlichen 

Treibhausgasen und setzt die Klimaschutzmaßnahmen aus dem 2016 erstellten 

Integrierten Klimaschutzkonzept um. Um den Empfehlungen des Sonderberichts des 

Weltklimarats zu folgen, und eine Begrenzung des Temperaturanstiegs auf 1,5 °C zu 

ermöglichen, sollten diese und gegebenenfalls weitere Ziele ambitioniert umgesetzt 

werden.  

 

Die Verwaltung wird zu gegebener Zeit wieder berichten. Änderungen der politischen 

Rahmenbedingungen werden laufend berücksichtigt.  

 

Die politische Vertretung wird gebeten, den Sachverhalt zur Kenntnis zu nehmen.  

 

Im Auftrag 

 

S t ö l t i n g 



Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland

Vorlage-Nr. 14/3276

öffentlich

Datum: 20.03.2019

Dienststelle: Fachbereich 31

Bearbeitung: Frau Vogel

Umweltausschuss 10.04.2019 Beschluss

Tagesordnungspunkt:

Perspektivenwerkstatt 2019 zum Thema „Cradle to Cradle®“  
hier: Grobkonzept

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss stimmt dem Grobkonzept gem. Vorlage 14/3276 zur Durchführung einer 
Perspektivenwerkstatt am 25.09.2019  zum Thema „Cradle to Cradle®“ zu und 
beauftragt die Verwaltung mit der weiteren Vorbereitung der Veranstaltung.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

A l t h o f f
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Zusammenfassung: 

 

Die Verwaltung hat im Umweltausschuss am 30.11.2018 angekündigt, im Jahr 2019 eine 

Perspektivenwerkstatt zum Thema „Cradle to Cradle®“ zu veranstalten. 

 

Das „Cradle to Cradle®“-Konzept zielt darauf ab, Produkte in immer wiederkehrenden 

Kreisläufen „Von der Wiege zur Wiege“ zu erschaffen. 

 

Geplant ist die Durchführung der Veranstaltung im Anschluss an die 

Umweltausschusssitzung am 25.09.2019 in der Zentralverwaltung in Köln-Deutz. 

 

Der Fokus der Veranstaltung soll neben einer Vorstellung des „Cradle to Cradle®“-

Konzepts im Allgemeinen auf die Umsetzung im Bauwesen gelegt werden. 

 

Die Verwaltung legt mit dieser Vorlage das Konzept der Perspektivenwerkstatt 2019 vor 

und bittet die politische Vertretung um Zustimmung. 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/3276: 

 

I. Ausgangssituation 

 

Die Verwaltung hat in der Sitzung des Umweltausschusses am 30.11.2018 angekündigt, 

im Jahr 2019 eine Perspektivenwerkstatt zum Thema „Cradle to Cradle®“ durchzuführen. 

Die Verwaltung stellt hier das folgende Konzept für die geplante Perspektivenwerkstatt 

vor. 

 

 

II. Sachstand 

 

Termin:  

 

25.09.2019 

 

 

Themenidee: 

 

Das „Cradle to Cradle®“-Konzept zielt darauf ab, Produkte in immer wiederkehrenden 

Kreisläufen „Von der Wiege zur Wiege“ zu erschaffen. Alle Produkte werden nach dem 

Prinzip einer potenziell unendlichen Kreislaufwirtschaft konzipiert. 

 

Die „Cradle to Cradle®“-Denkschule soll nach der Vision der Entwickelnden für alle 

Produkte angewendet werden. Wichtige Sektoren sind Textilien, Papier und Druck, 

Verbrauchsgüter und Kosmetik, Verpackung und Gebäude. 

 

Da der Gebäudesektor in Deutschland für fast 50 % des Rohstoffverbrauchs und 

ca. 60 % des Abfallaufkommens verantwortlich ist und auch weltweit zu den 

ressourcenintensivsten Wirtschaftszweigen gehört, soll der Fokus bei der diesjährigen 

Perspektivenwerkstatt auf die Umsetzung des „Cradle to Cradle®“-Konzepts im Bauwesen 

gelegt werden und neue Impulse für das Klima- und Umweltengagement des LVR bieten. 

 

Der Umweltausschuss hat bereits bei seinem Besuch der Baustelle des 

Verwaltungsgebäudes für die RAG Stiftung und RAG Aktiengesellschaft auf dem Gelände 

des UNESCO-Welterbe Zollverein in Essen im Jahr 2017, aus Anlass der dortigen 

Perspektivenwerkstatt, erste Einblicke in die Umsetzung des „Cradle to Cradle®“-

Konzepts in der Baupraxis bekommen. Diese sollen in der diesjährigen 

Perspektivenwerkstatt vertieft werden. 

 

Im Rahmen der Perspektivenwerkstatt sollen nach einer Einführung zum „Cradle to 

Cradle®“-Konzept im Allgemeinen und im Bezug zum Bauwesen vor allem vorbildliche 

Beispiele aus der Baupraxis präsentiert werden. 

 

Neben einem Vortrag zu dem mittlerweile fertiggestellten und bezogenen 

Verwaltungsgebäudes der RAG Stiftung und RAG Aktiengesellschaft, soll ein Massivholz-

Bausystems vorgestellt werden, das mit dem „Cradle to Cradle®“-Zertifikat in Gold 

ausgezeichnet ist und nur aus unbehandeltem Holz, vollständig frei von Zusatzstoffen wie 

Leim und Holzschutzmitteln, besteht. 
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Zum Abschluss soll der Blick auf die Gemeinde Venlo gerichtet werden, deren Ambition 

es ist, die Stadt und Region nach der Kreislaufwirtschaft „Cradle to Cradle®“ zu gestalten. 

Am Beispiel des „Cradle to Cradle®“-inspirierten Neubaus des Stadthauses soll 

veranschaulicht werden, wie sich neben den ökologischen Aspekten das zirkuläre 

Geschäftsmodell auch wirtschaftlich lohnt.  

 

Geplant ist, die Veranstaltung durch einen „Markt der Möglichkeiten“, bei dem „Cradle to 

Cradle®“-zertifizierte Produkte vorgestellt werden, abzurunden. 

 

 

Einladungsverteiler: 

 

Mitglieder des Bau- und Vergabeausschusses, Mitgliedskörperschaften im Gebiet des LVR, 

Klimaschutzmanager*innen der Kommunen, Energieagenturen, interessierte 

Architekt*innen und Fachplanende aus den Kommunen sowie Planende, die mit dem LVR 

bereits zusammenarbeiten. 

 

 

Tagungsort:  

 

Zentralverwaltung Köln-Deutz  

 

Aufgrund der zentralen Lage in Köln-Deutz mit sehr gutem Anschluss an den öffentlichen 

Personennahverkehr soll die Veranstaltung in den Räumen Rhein und Ruhr im Horion-

Haus der Zentralverwaltung durchgeführt werden. 

 

 

Möglicher Veranstaltungs-Ablauf: 

 

9:00-10:00 Uhr  Sitzung Umweltausschuss, Rheinlandsaal 

 

ab 10:00 Uhr Eintreffen und Registrierung der Gäste 

 

10:30 – 10:50 Uhr Begrüßung 

   Rolf Fliß, Vorsitzender LVR-Umweltausschuss 

 Detlef Althoff, LVR-Dezernent Gebäude- und 

Liegenschaftsmanagement, Umwelt, Energie, Bauen für Menschen 

GmbH 

 

10:50-11:50 Uhr  Vorstellung des Designkonzepts „Cradle to Cradle®“ und Darstellung 

des Bezugs zum Bauwesen, Praxisbeispiel: Bauen mit Massivholz  

 

11:50-12:30 Uhr Umsetzung des „Cradle to Cradle®“-Konzeptes beim RAG 

Bürogebäude auf dem UNESCO-Welterbe Zollverein  

     

12:30-13:30 Uhr  „Cradle to Cradle®“ in Venlo 

 

13:30-15:00 Uhr  „Markt der Möglichkeiten“ mit Mittagsimbiss 
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III. Vorschlag der Verwaltung 

Die politische Vertretung stimmt dem Konzept zu. Die Verwaltung wird beauftragt, für 

den Tag der Sitzung des Umweltausschusses am 25.09.2019, die oben beschriebene 

Perspektivenwerkstatt vorzubereiten.  

 

 

Im Auftrag 

 

S t ö l t i n g 

 

 



TOP 7 Anfragen und Anträge



TOP 8 Mitteilungen der Verwaltung



TOP 9 Verschiedenes
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